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Zur Einführung

Seit gut zehn Jahren geistert der Begriff 
„Eigenständige Jugendpolitik“ durch die 
politische Diskussion in der Bundesrepub-
lik. Unterschiedliche Akteure in der Jugend- 
oder Jugendhilfepolitik, beispielsweise die 
Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Ju-
gendhilfe (AGJ) und das Bundesjugend-
kuratorium, hatten schon seit etwa 2007 
immer wieder mit Stellungnahmen und 
Konferenzen auf eine Neuausrichtung der 
Jugendpolitik gedrängt. 2009 fand der Be-
griff dann tatsächlich Eingang in den Koa-
litionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP. 

Ein Jahr später wurde die „Europäische 
Jugendstrategie“ gestartet. Die Mitglieds-
länder der Europäischen Union verpflichte-
ten sich dabei zu Anstrengungen, die Le-
benssituation junger Menschen nachhaltig 
zu verbessern. U. a. sollten mehr Chancen-
gleichheit gewährleistet und die Partizi-
pationsmöglichkeiten von Jugendlichen 
deutlich verbessert werden.

Zwischen 2011 und 2014 wurde dann bei 
der AGJ das „Zentrum für die Entwicklung 
einer Eigenständigen Jugendpolitik und 
den Aufbau einer Allianz für Jugend“ ein-
gerichtet. Aufgabe des Zentrums war es, 
die Diskussionen, wie sie u. a. auf dem 15. 
Kinder- und Jugendhilfetag, in Fachforen 
und anderen Formaten geführt wurden, 
zu bündeln. Bereits damals wurden auch 
Modellprojekte angestoßen und begleitet. 
Die dabei gesammelten Erfahrungen flos-

sen am Ende ein in die „Jugendstrategie 
2015 – 2018“ der Bundesregierung.

Auch in mehreren Bundesländern ent-
standen parallel dazu eigene Diskussionen 
zur Entwicklung landesspezifischer Stra-
tegien, beispielsweise in Rheinland-Pfalz, 
in Nordrhein-Westfalen und in Sachsen. 
Weitere Modellprojekte wurden gestar-
tet, Koordinationsstellen eingerichtet, ein 
„Kompetenzzentrum Jugend-Check“. Auf 
Bundesebene wurde dann 2019 die „Ar-
beitsstelle Eigenständige Jugendpolitik“ 
gegründet, wiederum angesiedelt bei der 
AGJ (www.jugendgerecht.de). Ende 2019 
verabschiedete dann das Bundeskabinett 
die „Jugendstrategie der Bundesregie-
rung“, die Bundeskanzlerin Merkel und 
die damals zuständige Ministerin, Fran-
ziska Giffey, im Dezember öffentlichkeits-
wirksam mit über hundert Jugendlichen 
diskutierten.

Drei Aspekte dieser Debatten mögen 
für unseren Zusammenhang besonders 
wichtig sein, wobei die damit verbunde-
nen Einsichten nicht gerade neu sind. Man 
könnte auch sagen, dass sie einen bereits 
nahezu hundert Jahre alten Bart haben. 
Wer daran zweifelt, dem sei die Lektüre 
eines Aufsatzes von Richard Münchmeier 
empfohlen: „Wie sich die Bilder gleichen. 
Der historische Fundus der neuen Ju-
genddebatte“ (deutsche jugend, 30. Jg., 
1980, S. 445 – 456). Dies hier zu vertiefen 

http://www.jugendgerecht.de
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wäre reizvoll, ist aber leider unmöglich. 
Jedenfalls ist nun in aller Munde, dass Ju-
gendpolitik auf die umfassende Verbes-
serung der Lebenslage junger Menschen 
zielen und sich daher als Querschnittspo-
litik entwickeln muss. Zum anderen rea-
lisiert sich eine solche Jugendpolitik v. a. 
im kommunalen Raum. Beides – so die 
Erfahrungen (nicht nur) der letzten Jahre – 
bedeutet das Bohren nicht nur von di-
cken Brettern, sondern von Balken. Die 
AGJ u. a. kritisieren schon seit Jahren, 
dass die Diskussion um eine Eigenstän-
dige Jugendpolitik im Bereich der Kin-
der- und Jugendhilfe bzw. in diesem 
Politikfeld zwar floriert, es aber häufig 
mühsam bleibt, die Akteure und Akteu-
rinnen aus anderen Politikfelder für eine 
engagierte Beteiligung zu gewinnen. Ver-
gleichbares zeigt sich – nicht überall, aber 
oft – im kommunalen Raum, sodass ent-
gegen des Anspruchs einer ressortüber-
greifenden Jugendpolitik die Diskussionen 
tendenziell im Binnenfeld der Kinder- und 
Jugendhilfe befangen bleiben. Ein drit-
ter Aspekt ist, dass auf allen Ebenen zwar 
betont wird, dass eine Eigenständige Ju-
gendpolitik zwingend auf umfassende 
Partizipationsmöglichkeiten von Jugendli-
chen angewiesen ist, es aber oft schwierig 
bleibt, diesem Anspruch oder dieser Ein-
sicht Geltung zu verschaffen. 

Die folgenden Beiträge beschäftigen 
sich mit dem Thema aus unterschiedlichen 
Perspektiven in Theorie und Praxis.

Stephan Grohs, Professor für Politik-
wissenschaften an der Deutschen Uni-

versität für Verwaltungswissenschaften 
Speyer, klärt zunächst den Begriff „Eigen-
ständige Jugendpolitik“ und die Rolle der 
kommunalen Ebene für deren Umsetzung. 
Auf dem Hintergrund der in zwei Projekten 
gesammelten Erfahrungen, sieht er eine 
deutliche Diskrepanz zwischen „wohlmei-
nenden“ Programmen auf Bundes- und 
Landesebene und den Realisierungsmög-
lichkeiten der dort formulierten Ziele im 
Gestrüpp der „rechtlichen, finanziellen 
und politischen Rahmenbedingungen“ auf 
der örtlichen Ebene. Er verweist aber auch 
auf Ansatzpunkte dafür, wie es gelingen 
könnte, die Interessen von Jugendlichen in 
der Kommunalpolitik stärker zur Geltung 
zu bringen. Dazu müssten sich allerdings 
sowohl die Akteurinnen und Akteure in 
den Kommunalverwaltungen bzw. der po-
litischen Gremien bewegen, als auch die 
Vertreterinnen und Vertreter der Kinder- 
und Jugendhilfe.

Anne Brülls, Verena Bücker,  Almut 
Haushalter-Wittenbrink, Anne Schü-
ring und Jonas Theßeling, Fachberate-
rinnen und Fachberater bei den Landes-
jugendämtern in Nordrhein-Westfalen, 
berichten über das landesweite Projekt 
„Eigenständige Jugendpolitik in kommu-
naler Verantwortung“. Sie moderieren den 
Vernetzungsprozess von mehr als vierzig 
Kommunen zur Intensivierung der Reali-
sierung dieses Konzepts.

Regina Knips beschreibt die Entwick-
lung des aktuellen Kinder- und Jugend-
förderplans der Stadt Düsseldorf unter 
besonderer Berücksichtigung der Partizi-
pation von Jugendlichen, und die Umset-
zung dieses Förderplans im vergangenen 
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Jahr unter dem Einfluss der Einschränkun-
gen, bedingt durch die Pandemie. Für die 
Sicherung der Umsetzung des Plans ist ein 
Berichtssystem in verschiedenen Gremien 
vorgesehen.

Tobias Drumm vom Verband saarländi-
scher Jugendzentren in Selbstverwaltung 
(juz-united) reflektiert zunächst die unter-
schiedlichen Beteiligungsformen im Saar-
land und die Rolle der dort weitverbreite-
ten selbstverwalteten Jugendzentren in 
solchen Prozessen. An einigen Beispielen 
erörtert er Bedingungen für gelingende, 
aber auch misslingende Beteiligungspro-
zesse. Immer wieder zeige sich nämlich, 
dass das Engagement von Jugendlichen 
zwar gewünscht werde, Beteiligungspro-
zesse jedoch rasch im Sand verlaufen kön-
nen, wenn die Interessen der Jugendlichen 
mit jenen der Kommunalpolitikerinnen 
und –politiker nicht mehr übereinstim-
men.

Swantje Schindehütte, Prozessmo-
deratorin für Kinder- und Jugendbetei-
ligung in Fürth, berichtet über ein kon-
kretes Projekt, die Jugendbeteiligung im 
Rahmen der Erstellung des integrierten 
Klimaschutzkonzeptes der Stadt Fürth. Die 

Teilnehmer:innen des 2. Fürther Klimagip-
fels beschäftigten sich drei Tage lang mit 
den Themen Stadtgrün, Verkehr/Mobilität 
und Abfall/Energie. Vereinbart wurde, dass 
die jeweils zuständigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Stadtverwaltung den 
Jugendlichen innerhalb von sechs Mona-
ten berichten müssen, was aus ihren Vor-
schlägen geworden ist.

Auch Frank Brütting, Anna Eckart, 
Susanne Feldmann, Fabienne Kündgen, 
Maike Schmidt und Sophia Vogel be-
schreiben ein Projekt, den Augsburger „Ge-
schlechtertalk“. Unter dem Dach des Stadt-
jugendrings beteiligten sich verschiedene 
Jugendverbände und ein Jugendhaus an 
der Organisation und Durchführung eines 
Beteiligungsprojekts zur Realisierung ei-
ner „(geschlechter-) gerechteren Stadtge-
sellschaft“. Die beteiligten Organisationen 
schildern aus ihrer je eigenen Perspektive 
ihre Schwerpunkte und ihre Motivation zur 
Beteiligung an dieser Aktion (zunächst) im 
Rahmen der Kommunalwahlen 2020.

Abschließend stellt sich Torsten Hof-
mann vor, der neue Geschäftsführer der 
Arbeitsgemeinschaft Jugendfreizeitstät-
ten Baden-Württemberg e. V. (AGJF).
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▶▶ stephan grohs

Eigenständige Jugendpolitik vor Ort – Heraus
forderungen der kommunalen Verankerung 
Eigenständiger Jugendpolitik

Einleitung

Die Eigenständige Jugendpolitik ist mittler-
weile in die Jahre gekommen. Das Ziel einer 
alle Aspekte der Lebensphase Jugend auf-
greifenden Politik zur Gestaltung jugendli-
cher Lebenslagen unter und mit Beteiligung 
der Jugendlichen stockt dennoch vielerorts. 
Trotz einiger sichtbarer Projekte zeigen sich 
Probleme – gerade dort, wo Jugendpolitik 
vornehmlich stattfinden sollte: vor Ort in den 
Kommunen. Die Gründe hierfür sind vielfäl-
tig. Einerseits erschweren die kommunalen 
Rahmenbedingungen die Etablierung fester 
Beteiligungsstrukturen und politikfeldüber-
greifenden Handelns. Für anspruchsvolle 
Projekte fehlen häufig die Mittel und den Ak-
teuren vor Ort fehlt zudem oftmals ein Ver-
ständnis für den Ansatz. Um Jugendpolitik 
als Querschnittspolitik zu verankern, fehlen 
den traditionellen jugendpolitischen Akteu-
ren zudem häufig Netzwerke, Einfluss und 
Handlungsressourcen über ihren genuinen 
Wirkungskreis hinaus. Auf der anderen Seite 
fehlen auch Jugendlichen die Motivation und 
Anreize, sich jugendpolitisch einzubringen. 
Schlechtgemachte und folgenlose Partizipa-
tionsprojekte können die vorhandene Moti-
vation zudem schnell untergraben. Die voll-
mundigen Vorhaben der Bundesebene drohen 
so in der Fläche zu verpuffen, da den wohl-
gemeinten Konzepten Vorstellungen über die 
praktische Umsetzung vor Ort fehlen.

In diesem Beitrag skizziere ich im Folgen-
den einige dieser Herausforderungen. Em-
pirisch greife ich dabei auf die Erfahrungen 
aus zwei Praxisentwicklungsprojekten zur 
kommunalen Verankerung Eigenständiger 
Jugendpolitik in Rheinland-Pfalz und Thü-
ringen zurück, in denen in den vergangenen 
Jahren versucht wurde, jugendpolitische Ak-
teure fit fürs kommunalpolitische Geschäft 
zu machen und kommunale Handlungsbar-
rieren verstehen und überwinden zu lernen. 
Im Weiteren wird zunächst die Programma-
tik Eigenständiger Jugendpolitik eingeführt 
und die besondere Rolle der lokalen Ebene 
herausgestrichen. Danach werden die spezi-
fischen Rahmenbedingungen kommunalen 
Handelns in der Jugendpolitik skizziert. In 
den vier Handlungsfeldern kommunale Ent-
scheidungsprozesse, Finanzierung, ressort-
übergreifende Zusammenarbeit und Beteili-
gung werde ich unter Rückgriff auf typische 
Beispiele aus den begleiteten Kommunen 
Umsetzungswege und -probleme diskutie-
ren. Abschließend werde ich einige pragma-
tische Wege zu einer stärkeren Verankerung 
kommunaler Jugendpolitik skizzieren.

Die Neue Eigenständige Jugendpo-
litik und die Rolle der lokalen Ebene

In Abgrenzung zur „alten“ Jugendpolitik soll 
Eigenständige Jugendpolitik die Phase Ju-
gend nicht mehr defizitorientiert im Sinne 
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der Adressierung spezifischer Problemgrup-
pen wahrnehmen, wie dies in der klassischen 
Kinder- und Jugendhilfe teilweise der Fall ist. 
Stattdessen soll sie Jugendliche aktivieren 
und deren Belange ressortübergreifend und 
integrierend bündeln. Ziel ist die Etablierung 
von Teilhabe- und Beteiligungsrechten Ju-
gendlicher in allen Politikbereichen. Die Le-
bensphase Jugend soll in der Öffentlichkeit 
stärker präsent werden und in wesentlichen 
Entscheidungsprozessen Berücksichtigung 
finden (BMFSFJ 2016). So verstandene Ju-
gendpolitik ist keinem klassischen Politik-
feld mehr eindeutig zuzuordnen. Neben den 
mit der Lebensphase Jugend unmittelbar 
befassten Politikfeldern der Bildungspolitik 
und der Kinder- und Jugendhilfe kommen 
eine Reihe anderer Politikfelder wie Gesund-
heits-, Arbeitsmarkt-, Kultur- oder Stadt-
entwicklungspolitik hinzu, die immer auch 
Schnittstellen zur Jugendarbeit und -politik 
aufweisen. Die Gesetzgebungskompetenz 
liegt in diesen Feldern zwar weitestgehend 
bei Bund und Ländern, weshalb diese in die-
sem frühen Stadium der Eigenständigen Ju-
gendpolitik wichtige Akteure bei deren (ers-
ter) Entfaltung sind. Der wesentliche Ort der 
Partizipation und Teilhabe von Jugendlichen 
genauso wie der Bündelung unterschiedli-
cher Aufgabenfelder ist aber die Kommune 
und die lokalen Sozialräume.

Eigenständige Jugendpolitik kann so ei-
nerseits als ausgeprägte Mehrebenenpolitik 
verstanden werden. Von europäischer Ebene 
kamen entscheidende Impulse durch die EU-
Jugendstrategie (2010 – 2018), die allerdings 
nicht als deckungsgleich verstanden werden 
darf (Siebel und Wicke 2012). Von Seiten des 
Bundes hat das Bundesministerium für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFS-
FJ) im Jahr 2011 ein Programm zur Entwick-
lung einer „Eigenständigen Jugendpolitik“ 
aufgesetzt, welches das Ziel verfolgt, „die 
Phase der Jugend in ihrer ganzen Vielfalt 

individueller Lebenswelten, Bedürfnisse und 
Fähigkeiten in den Mittelpunkt“ (BMFSFJ 
2011, S. 2) zu stellen. Die Erarbeitung einer 
neuen, als „eigenständig“ bezeichneten Ju-
gendpolitik hatte bereits 2009 Eingang in 
den Koalitionsvertrag von CDU/CSU und 
FDP gefunden. Ein erster Schritt hin zur 
tatsächlichen Ausarbeitung einer Eigen-
ständigen Jugendpolitik auf Grundlage des 
Eckpunktepapiers war die Gründung eines 
„Zentrums Eigenständige Jugendpolitik“. 
Im Weiteren wurden Leuchtturmprojekte 
wie der Jugendcheck zur jugendspezifischen 
Gesetzesfolgenabschätzung von Bundesge-
setzen eingerichtet.

Einer einfachen Top-Down-Implemen-
tierung bis auf die kommunale Ebene hin-
ab stehen unterschiedliche Interessen und 
Priorisierungen im Mehrebenensystem 
entgegen. Zwar können sich alle betroffe-
nen Ebenen (EU, Bund, Länder und Kom-
munen) darauf einigen, dass Eigenständige 
Jugendpolitik ein wichtiges Anliegen ist. Die 
konkrete Umsetzung trifft im Mehrebenen-
system jedoch schnell auf Kompetenzgren-
zen, Finanzierungsschwierigkeiten und un-
terschiedliche Interessen. EU und Bund sind 
sich einig über die Bedeutung des Themas, 
haben jenseits kommunikativer Instrumen-
te jedoch nur beschränkte Umsetzungsmög-
lichkeiten. Insbesondere finanziell kann der 
Bund auf kommunaler und Landesebene 
nur über zeitlich begrenzte Modellprojekte 
aktiv werden (vgl. Bogumil et al. 2008). 
Eigene Programme kommen kaum bei den 
Adressaten an, da Jugendpolitik primär 
kommunal stattfindet (vgl. Lindner 2017). 
Den Kommunen ihrerseits fehlen der finan-
zielle Handlungsspielraum und teils auch 
die personellen Ressourcen zur Entwicklung 
von Programmen Eigenständiger Jugend
politik, so dass angesichts der Priorisierung 
des Ausbaus der Kindertagesbetreuung und 
der Erfüllung von Rechtsansprüchen nach 
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SGB VIII nur in den seltensten Fällen Spiel-
räume für eine eigenständige Programment-
wicklung bleiben (vgl. Grohs und Reiter 
2017). Angesichts der zeitlichen Befristung 
und häufigen Ko-Finanzierungsanforde-
rungen stehen die Kommunen dem Enga-
gement des Bundes daher eher skeptisch 
gegenüber (vgl. Bogumil et al. 2008). Die 
Länder schließlich stellen in diesem Zusam-
menhang ein wichtiges Scharnier dar, da 
über die Landesjugendämter und die Lan-
desjugendhilfeausschüsse wichtige Bera-
tungs- und Koordinationsfunktionen sowie 
Fördermöglichkeiten wie die beiden dem Ar-
tikel zu Grunde liegenden Förderprogramme 
bestehen. Allerdings bleiben auch die Länder 
mangels Fachaufsicht und dem Vorbehalt 
kommunaler Selbstverwaltung „schwache“ 
Spieler (vgl. Beinborn et al. 2018). Im Fol-
genden werden anhand kommunaler Um-
setzungsprojekte die Schwierigkeiten einer 
Eigenständigen Jugendpolitik aus einem 
Guss und die teils sogar hinderliche Rolle 
von Bund und Ländern im Mehrebenensys-
tem beleuchtet.

Herausforderungen einer 
kommunalen Verankerung 
Eigenständiger Jugendpolitik

Kommunen als Schulen der Demokratie und 
Lebenswelt der Jugendlichen sollten die 
zentralen Ankerpunkte Eigenständiger Ju-
gendpolitik sein: Nur hier sind für Jugend
liche eine dauerhafte direkte Beteiligung und 
Selbstwirksamkeitserfahrungen möglich. 
Geht man von dieser Prämisse aus, stellt 
sich die Frage, warum eine Verankerung so 
schwerfällt. Hierzu betrachte ich zunächst 
die Situation vor Ort. Angesichts der äu-
ßerst heterogenen kommunalen Landschaft 
in Deutschland (vgl. Henneke und Ritgen 
2021) können die Problemlagen hier meist 
nur mit anekdotischer Evidenz aus den in 

beiden Projekten beteiligten Kommunen 
belegt werden. 

Kommunale Entscheidungsprozesse
Der Stellenwert der Jugendarbeit und Ju-
gendpolitik ist in der Kommunalpolitik und 
auch der kommunalen Öffentlichkeit häufig 
umstritten. Eigentlich ein Bereich, „gegen 
den man nichts haben kann“, wird Jugendar-
beit und -politik häufig einseitig als erweiter-
tes Freizeitangebot gesehen, dessen Nutzen 
jedoch unklar oder gar umstritten ist (vgl. 
Lindner und Pletzer 2017; Mairhofer et 
al. 2022). Insofern wird ihr kommunalpoliti-
scher Stellenwert häufig eher als „nettes Bei-
werk“ gesehen, das in Zeiten knapper Kassen 
eher zur Disposition gestellt werden kann 
als andere Bereiche mit stärkerer öffentli-
cher Aufmerksamkeit. Jugendpolitik und 
Jugendarbeit werden demgegenüber häufig 
erst dann thematisiert, wenn es Konflikte 
um die konkurrierende Nutzung von Raum 
oder konkrete Anlässe wie Lärm, Jugendkri-
minalität und Drogenproblematik gibt. In-
sofern haftet dem Feld häufig ein negatives 
Image an, gegen das Eigenständige Jugend-
politik sich behaupten muss. Diese verzerrte 
Wahrnehmung ist im Übrigen nicht nur auf 
Politik und Öffentlichkeit beschränkt: Auch 
die Jugendlichen selbst sind teils skeptisch 
und Umfragen unter Jugendlichen wie die 
Shell-Studie zeigen, dass Angebote von offe-
ner Jugendarbeit und jugendpolitische Ver-
anstaltungen gegenüber anderen Freizeit-
angeboten einen nachrangigen Stellenwert 
haben (vgl. Albert et al. 2019).

Die aus dieser Legitimitätskrise der Ju-
gendpolitik resultierende Vernachlässigung 
der Jugendpolitik zeigt sich besonders in 
Rheinland-Pfalz und Thüringen, die im Bun-
desvergleich im hinteren Viertel hinsichtlich 
der Ausgaben für Jugendarbeit pro Jugend-
lichem rangieren (vgl. Kommunalverband 
Jugend und Soziales Baden-Württemberg 
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2019). Die häufig dafür angeführten Haus-
haltsprobleme können diesen Sachverhalt 
nur bedingt erklären (vgl. Grohs und Rei-
ter 2017). 

Kommunale Jugendpolitik spielt sich in 
zwei Arenen ab, die nur lose gekoppelt sind: 
der an fachlichen Kriterien strukturierten 
Arena der Fachpolitiker und Fachverwalter 
mit den Jugendhilfeausschüssen als insti-
tutioneller Verankerung einerseits, und der 
gesamtkommunalen Arena um die „zentra-
len Steuerungspolitiker“ an der Spitze der 
städtischen Exekutive, der Kämmerei und 
der Finanz- und Haushaltsausschüsse ande-
rerseits. Welche der Spieler sich letztendlich 
in den kommunal- und speziell haushalts-
politischen Auseinandersetzungen durch-
setzt, ist nicht nur durch die Haushaltsla-
ge bedingt (vgl. Grohs/Reiter 2017). Es 
zeigten sich hier deutlich unterschiedliche 
Konstellationen, die nur zum Teil durch 
objektiven Problemdruck, zu viel größerem 
Teil durch institutionelle Entscheidungs-
muster, Akteurkonstellationen und politi-
sche Priorisierung erklärt werden konnten. 
In der konkreten Projektarbeit stellte sich 
daher besonders die Frage, wie die Steu-
erungspolitiker in Kommunalpolitik und 
-verwaltung vom Stellenwert der Jugendpo-
litik überzeugt werden können und welche 
Netzwerkakteure sich für dieses Anliegen 
mobilisieren lassen. 

Hierzu macht es Sinn, an den Interessen-
lagen der kommunalpolitischen Akteure 
anzusetzen. Diesen, den Fachkräften häufig 
als zynisch erscheinenden Schritt zu gehen, 
fiel in den Modellvorhaben schwer. Vielmehr 
gingen diese davon aus, dass die Bedeutung 
von Jugendpolitik selbstevident sei oder 
viele von Kommunalpolitiker*innen gern 
gehörte Argumente (z. B. „Prävention“ oder 
„Investition“) eigentlich dem professionel-
len Selbstverständnis (vgl. Lindner 2013) 
widersprächen. In der Realität kommuna-

ler Räte sind allerdings Jugendliche und 
deren Interessen nicht oder nur marginal 
vertreten. Auch als Wählergruppe fallen die 
Jugendlichen großenteils weg, auch wenn 
einige Länder mittlerweile das Wahlalter 
von 16 bei Kommunalwahlen eingeführt ha-
ben. Selbst in den Jugendhilfeausschüssen 
dominieren neben den Ratspolitiker*innen 
die Interessenverbände der freien Wohl-
fahrtspflege (vgl. Holtkamp und Grohs 
2012). Die Jugendringe und -verbände sind 
demgegenüber strukturell in einer Minder-
heit, so dass insbesondere bei Budgetent-
scheidungen Verbündete gesucht werden 
müssen. Angesichts der Verteilungskonflikte 
sind „funktionale“ Argumente wie die Bin-
dung von Jugendlichen, die Verhinderung 
von Folgekosten oder die Behebung von 
Nachwuchsmangel für die Ratsfraktionen 
Wege, um zumindest Teile der kommuna-
len Politik für die Anliegen der Jugendpolitik 
zu gewinnen. Die Probleme einer Verteidi-
gung von Jugendarbeit und Jugendpolitik 
zeigen sich u. a. in den Schwierigkeiten, 
konkrete Wirkungen nachzuweisen und so 
Kommunalpolitiker*innen einen konkreten 
Nutzen zu vermitteln (vgl. Lindner 2009). 
Daher sind Dokumentation und Evaluation 
wichtig, auch wenn sie von vielen als Ablen-
kung von der eigentlichen personenbezoge-
nen Arbeit betrachtet werden.

Die Modellprojekte in Thüringen und 
Rheinland-Pfalz zeigen, dass es möglich ist, 
die Politik von der Bedeutung der Belange 
Jugendlicher zu überzeugen und dafür zu 
sorgen, dass die Politik die Jugendlichen 
(wieder) ernst nimmt. Als Herausforderung 
zeigte sich hier die Politik zu verbindlichen 
Zusagen zu zwingen. Hier erwiesen sich 
Testimonials und Ähnliches auf Veranstal-
tungen als wichtiges Instrument, um die 
Kommunalpolitik quasi zu „verhaften“. 
Kommunalpolitiker schätzen Profilierungs-
möglichkeiten, die sich bei solchen Gelegen-
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heiten ergeben. Sichtbare Dokumentationen 
sind wichtige Instrumente, um solche Pro-
filierungsmöglichkeiten zu schaffen, gleich-
zeitig aber auch Politiker an ihre Aussagen 
zu binden.

Finanzierung und Rechtsstellung
Vielfach wird für Kommunen von einer Ent-
wicklung gesprochen, die die finanziellen 
Handlungsspielräume soweit eingeengt hat, 
dass abgesehen von der Erfüllung der Pflicht-
aufgaben (insb. nach SGB II, VIII und XII) 
kein Spielraum mehr für eine eigenständige 
gestaltende Sozial- und Jugendpolitik, aber 
auch Investitionen in Infrastruktur bleibt. 
Kommunen in ungünstigem wirtschaftli-
chem Umfeld sehen sich kumulierenden 
Problemlagen gegenüber: Hohe Arbeitslosig-
keit führt zu zusätzlichen Belastungen, wäh-
rend stagnierende Wirtschaftsentwicklung 
zu einem Einbruch der Gemeindefinanzen, 
insbesondere der Gewerbesteuereinnahmen 
führen. Die desolate Haushaltslage und stei-
gende Ausgaben im Bereich der Pflichtleis-
tungen führen in vielen Kommunen zu einer 
deutlichen Einschränkung der freiwilligen 
oder quasi-freiwilligen (s. u.) Leistungen, sei 
es im Bereich der Altenhilfe, der Integrati-
onsarbeit oder eben der offenen Jugendar-
beit (vgl. Holtkamp 2010). Städte und Krei-
se werden aus dieser Perspektive, die man 
zugespitzt als „Opferthese“ bezeichnen kann, 
zu reinen „Verwaltern des Elends“. Zwar hat 
sich die Haushaltsituation in den meisten 
Kommunen in den vergangenen Jahren et-
was entspannt. Die Folgen der Corona-Pan-
demie für die kommunalen Haushalte sind 
jedoch noch nicht überschaubar (vgl. Boett-
cher et al. 2021), so dass eine Verschärfung 
der Situation möglich ist und Aufgaben ohne 
subjektiven Rechtsanspruch wieder zur Dis-
position gestellt werden könnten.

Trotz ihres Anspruchs, eine Querschnitts-
politik zu sein, ist Jugendpolitik in aller Re-

gel weiterhin institutionell und budgetär mit 
Jugendhilfe und speziell der Jugendarbeit 
nach §11 SGB VIII verknüpft. Die bereits an-
gesprochene prekäre Stellung der Jugend-
arbeit im Gesamtgefüge des kommunalen 
Haushalts und auch der Kinder- und Jugend-
hilfe wird verstärkt durch Missverständnisse 
über deren Rechtsstellung, die bis hinein in 
die Kommunalaufsichtsbehörden reichen. 
Formal fällt sie als Selbstverwaltungspflicht-
aufgabe in den Gestaltungsauftrag im Rah-
men der Gesamtverantwortung nach § 79 
Abs. 2 SGB VIII. Es besteht so eine Pflicht 
des öffentlichen Jugendhilfeträgers, ein 
ausreichendes Angebot an Jugendarbeit zu 
gewährleisten (Gewährleistungsauftrag). 
Sie bleibt aber ohne subjektiven Rechtsan-
spruch (vgl. Münder et al. 2013; Wiesner 
2015). Es fehlt also eine Konkretisierung des 
Umfangs und der Art der Leistungen, was 
zu einer de-facto Behandlung der Jugend-
arbeit als quasi-freiwillige Aufgabe führen 
kann, die in (budgetärer) Konkurrenz zu 
Leistungen der Jugendhilfe mit einklagba-
rem Rechtsanspruch steht. Dieses Problem 
tritt innerhalb der Kommune zwischen den 
mit dem Haushalt befassten Querschnitts-
bereichen und der Fachebene auf, in Rhein-
land-Pfalz und anderen Bundesländern aber 
auch häufig zwischen der Kommunalauf-
sicht und den Kommunen. Dabei wird der 
Rechtsanspruch auf Jugendarbeit nicht in 
Frage gestellt, wohl aber der Umfang der 
Leistungserbringung. Zwar sollen die Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe nach § 79 
Abs. 2 SGB VIII „von den für die Jugendhilfe 
zur Verfügung gestellten Mitteln […] einen 
angemessenen Anteil für die Jugendarbeit 
[…] verwenden“, was als „angemessen“ gilt, 
bleibt jedoch unbestimmt (Wiesner 2015). 
Konkretisiert wird dies nur in Berlin, wo 
ein Anteil von zehn Prozent genannt wird 
(§ 45 Abs. 2 AG KJHG Berlin). Der 11. Kin-
der- und Jugendbericht forderte eine Quote 
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von 15% (Bundestags-Drucksache 14/8181, 
S. 203). Diese Zahlen sind weit entfernt von 
der Realität in den Kommunen, und da sie 
an die bestehenden Jugendhilfeausgaben, 
nicht die Bedarfe (z. B. die Zahl der Jugend-
lichen einer Kommune) gekoppelt sind, sind 
sie auch eine problematische Kennzahl. In 
Rheinland-Pfalz beträgt dieser Anteil z. B. 
im Jahr 2018 durchschnittlich 2,7 % (Statis-
tisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2019).

Den Akteuren sind insbesondere die 
Grenzen zwischen „Pflichtleistungen“ und 
„freiwilligen Mehrleistungen“ unklar. Prob-
lematisch ist die Durchsetzung des Rechts-
anspruchs insbesondere dort, wo die Haus-
haltsaufsicht die Reduzierung freiwilliger 
Leistungen fordert und regelmäßig Jugend-
arbeitsausgaben moniert. Häufig fehlt in 
solchen Fällen eine valide Argumentations-
grundlage: Bedarfsanalysen und Wirkungs-
nachweise fehlen häufig. Eine Konkretisie-
rung der Rechtsansprüche durch klarere 
Angemessenheitsmaßstäbe und formulierte 
Mindeststandards wäre Sache der Landes- 
und Bundesgesetzgeber. Auf kommunaler 
Ebene bleibt der Rückgriff einerseits auf 
rechtliche Instrumente wie Widersprüche 
und Normenkontrollklagen. Andererseits 
wären klare Bedarfsanalysen im Rahmen 
der Jugendhilfeplanung ein fachlicher Weg, 
zumindest Argumentationsgrundlage für 
die Verteidigung von Jugendarbeit und -po-
litik zu schaffen. Auch Jugendhilfeplanung 
ist Pflichtaufgabe (380 SGB VIII), in der 
kommunalen Realität aber häufig schlecht 
ausgestattet, auf Kita-Planung fokussiert 
und ohne starke Stellung im kommuna-
len Gefüge. Die Jugendhilfeplanung sollte 
durch Ratsbeschluss eine höhere politische 
Verbindlichkeit erlangen: Ratsbeschlüsse 
zu evidenzbasierten Bedarfen können als 
Selbstbindung und Argumentationsgrund-
lage gegen die Haushaltsaufsicht mobilisiert 
werden. Eine solche Repolitisierung der Ju-

gendhilfeplanung zusammen mit fachpoli-
tischer Vernetzung und der Aufbau von Öf-
fentlichkeit wäre zumindest ein Weg, den 
rechtlichen Status von Jugendarbeit und 
-politik zu verteidigen (vgl. Emanuel 2011).

Probleme ressortübergreifender Koor-
dination: Hierarchie, ressortübergrei-
fendes Handeln und Informalität
Der Anspruch Eigenständiger Jugendpolitik, 
eine ressortübergreifende Querschnittspoli-
tik zu sein, scheitert häufig an der institu-
tionellen Ansiedlung und mangelndem Ko-
operationsinteresse anderer Fachbereiche, 
seien es Bau, Schule, Sport, Grünflächen oder 
Stadtplanung. Die an den Modellprojekten 
beteiligten Verwaltungsmitarbeiter*innen 
standen vor einem besonderen Dilemma: 
Als Teil der Verwaltungen weisungsabhän-
gig und zur Neutralität verpflichtet, sollten 
sie doch Jugendliche zur politischen Einmi-
schung motivieren und Beteiligungssettings 
entwickeln, deren Ziel es ist, auch Einfluss 
auf politische Entscheidungsprozesse zu 
nehmen, die meist außerhalb ihrer fachlichen 
Zuständigkeiten lagen. Als Anwält*innen 
der Jugendlichen sind sie daher in einer hy-
briden Rolle zwischen fachlicher Neutralität 
und advokatorischer Vertretung von (nicht 
neutralen) Interessen. 

Konkret ging es bei den von den Jugend-
lichen entwickelten Beteiligungsergebnis-
sen häufig um die Nutzung von Freiflächen, 
-räumen oder die Umgestaltung städtischen 
Raums. Auch wenn es meist um Sachfragen 
wie die Realisierung eines konkreten Pro-
jektes geht, kann es so zu Rollenkonflikten 
kommen, die recht häufig Gegenstand der 
Diskussionen in den Modellkommunen 
waren. Die Freiräume der Verwaltungsmit-
arbeiter, nach außen und mit der Politik 
zu kommunizieren, waren dabei zwischen 
den Kommunen sehr unterschiedlich aus-
geprägt. Dabei hängt der Erfolg Eigenstän-
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diger Jugendpolitik auch vom Zugang zu 
Vorentscheiderkreisen (Verwaltungsfüh-
rung, Ausschüsse, Fraktionsspitzen) und 
der Bereitschaft, andere Ressortinteressen 
zu berücksichtigen, ab. Ansonsten laufen 
Beteiligungsprozesse Gefahr, unrealistische 
Erwartungen und Beteiligungsfrust zu we-
cken, da z. B. der finanzielle und sächliche 
(z. B. baurechtliche) Rahmen nicht vor-
abgestimmt wurde bzw. werden konnte. 
Eigenständige Jugendpolitik sprengt per 
se Ressortgrenzen und typische, aus der 
Jugendbeteiligung entspringende Projekte 
betreffen Stadtplanung genauso wie Sport, 
Grünflächen oder Schulverwaltung. Alle sind 
meist in anderen Dezernaten oder Fachbe-
reichen angesiedelt als die Jugendarbeit, so 
dass ressortübergreifende Kommunikation 
und Abstimmung wichtig ist. Wo dies auf 
dem formalen Dienstweg erfolgen muss, 
werden Prozesse langwierig und Blockade-
gefahren lauern überall.

Welche Handlungsspielräume den Mit-
arbeiter*innen zur Verfügung stehen, hängt 
nicht allein von formalen Regelungen ab, 
sondern auch von örtlichen Interaktions-
mustern und verschiedenen Rollenver-
ständnissen. Informelle Interaktionsmuster 
und „Mikropolitik“, also Machtspiele mit 
(und gegen) Verwaltungsspitzen, Fachver-
waltung, Kommunalpolitik und externen 
„Verbündeten“ sind für Neulinge schwer zu 
durchschauende Strukturen. Fachkräfte der 
Jugendarbeit sind häufig nicht in der klas-
sischen Verwaltung sozialisiert und fachlich 
selten im Umgang mit Politik und Verwal-
tung geschult. Daher war das „Über-Bande-
Spielen“-Lernen wichtiger Teil des Projektes, 
wozu insbesondere die Netzwerkstrategien 
zentral waren (vgl. Schubert 2017). Wo kei-
ne eigene Handlungskompetenz vorlag, war 
es wichtig, Personen zu identifizieren, die 
Anliegen weitertragen und Informationen 
auf dem „kleinen Dienstweg“, also infor-

mell zu gewinnen. Wichtig war der Aufbau 
von Unterstützungskoalitionen, die solche 
Strategien ermöglichen; dies gilt für das Um-
spielen der formalen Entscheidungsstruk-
turen wie für kleine technische Probleme, 
wie die Nutzung von Beteiligungsapps, die 
in der kommunalen Datenverarbeitungs-
infrastruktur auf Datenschutzbedenken 
stoßen. Insbesondere die Stadt- oder Kreis-
jugendringe waren wichtige Partner in den 
Projekten, um pragmatische Lösungen zu 
ermöglichen. 

Schließlich wurden Wahlprüfsteine oder 
ein „Jugendcheck“ kommunalpolitischer 
Programme angeregt. Hier zeigten sich wie- 
der starke Bedenken bei Verwaltungsmit
arbeiter*innen, ihre Kompetenzgrenzen zu 
überschreiten. Auch hier erwiesen sich die 
Stadt- bzw. Kreisjugendringe als wichtige 
Kooperationspartner, da ihnen hier mehr 
Möglichkeiten offenstanden und sie die 
Verantwortung für solche Aktionen über-
nehmen konnten.

Beteiligungsprozesse
Alle begleiteten Projekte hatten sich Betei-
ligung von Jugendlichen auf die Fahne ge-
schrieben. Ähnlich wie Jugendpolitik, gilt 
auch Beteiligung heute zunächst einmal per 
se als gut. Dabei schälten sich drei Problem-
lagen heraus: Wollen Jugendliche überhaupt 
beteiligt werden und wenn ja, wie? Wie kön-
nen Beteiligungsergebnisse verwirklicht 
und damit „Beteiligungsfrust“ verhindert 
werden, der entsteht, wenn Jugendliche Zeit 
und Energie in eine Beteiligung stecken und 
die Ideen anschließend nicht verwirklicht 
werden? Und schließlich: Wie kann (positi-
ve) Beteiligungserfahrung in eine Versteti-
gung (kommunal)politischen Engagements 
gelenkt werden?

Die erste Frage setzt an den Motivations-
lagen der Jugendlichen an: Beteiligung kann 
nicht erzwungen werden, sondern muss von 
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den konkreten Beteiligungsbedürfnissen 
und der Partizipationsbefähigung der Ju-
gendlichen ausgehen. Die Partizipationsfor-
schung zeigt, dass sich Jugendliche durchaus 
beteiligen wollen, sie aber durch traditionel-
le Beteiligungsformate, wie die dauerhafte 
Mitarbeit in Parteien und Vereinen, eher 
abgeschreckt werden. Außerdem steht Be-
teiligung in Konkurrenz mit anderen Dingen 
(Schule, Freizeit etc.) (vgl. Tesch-Römer et 
al. 2017; Albert et al. 2019). Zeitgemäße 
Beteiligungsformate müssen mit dieser vola-
tilen Engagementbereitschaft rechnen und 
Wege finden, die Jugendlichen zunächst ein-
mal punktuell zu mobilisieren. Hier zeigte 
sich in den Projekten die Bedeutung jugend-
gerechter Ansprache hinsichtlich der Themen 
(Relevanz und Attraktivität), jugendgerechter 
Sprache und zielgruppenorientierter Medi-
enwahl (Stadtanzeiger vs. TikTok). Noch zu-
rückhaltend waren die Projekte hinsichtlich 
spielerischer Formen der Partizipation, wie 
sie neuerdings als „Gamification“ bezeichnet 
werden. 

Die zweite Frage setzt eher an der Moti-
vationslage von Kommunalpolitik und -ver-
waltung an. Wann wird Jugendbeteiligung 
ernst genommen und dadurch angestoßene 
Projekte umgesetzt? Wichtig ist es, so zeig-
ten die Erfahrungen, auch die Interessen von 
Politik und Verwaltung zu berücksichtigen. 
Hier sind einerseits Motive der Unterstüt-
zung von Beteiligungsformaten zu nennen: 
Kommunalpolitik und -verwaltung profitie-
ren vom Wissen der Jugendlichen als Exper-
ten ihrer eigenen Lebenslage und können so 
auch wohlmeinende Fehlinvestitionen ver-
hindern helfen, zudem erhöhen sie deren 
Bindung an das Gemeinwesen (was gerade 
in schrumpfenden Regionen von Bedeutung 
ist). Sie erlauben aber auch, ganz persönliche 
Interessen zu verfolgen, wie die Profilierung 
als „moderner“ und „bürgernaher“ Akteur. 
Auf der anderen Seite sind auch die Beden-

ken der Politik zu respektieren: Sie sind als 
gewählte Vertreter der Bürgerschaft legiti-
miert, die letztlichen Entscheidungen zu 
treffen (Primat repräsentativer Politik) (vgl. 
Bogumil und Holtkamp 2013). Sie haben 
die Haushaltslage im Auge zu behalten und 
weisen oft zu Recht auf die soziale Selekti-
vität und den hohen Aufwand von Beteili-
gungsverfahren hin. Beteiligung kostet Zeit 
und Geld: Eine realistische Ressourcenpla-
nung ist wichtig. Soziale Selektivitäten müs-
sen offen ausgesprochen und angegangen 
werden. Was bedeutet es für die Ergebnisse, 
wenn sich vornehmlich Gymnasiast*innen 
an Veranstaltungen beteiligen? Eine frühe 
Kooperation mit der Politik ist daher wich-
tig, um diese Bedenken zu zerstreuen. 

Die dritte Frage ist die schwierigste. Eine 
Verstetigung von Engagement und die Ent-
wicklung von Partizipationskompetenz als 
Teilziele sind voraussetzungsreich: Es gilt, 
Frustration zu vermeiden, aber auch mit 
Widerspruch umgehen zu lernen. Ein wich-
tiger Aspekt der Begleitung von Jugendpo-
litik ist es zu erklären, warum Partizipation 
nicht (immer) zum Ziel führt. Ziel muss es 
sein, das Gefühl der Selbstwirksamkeit zu 
stärken: Frühe Partizipation in Schule, Kita, 
Familie erhöht die Beteiligungsbereitschaft. 
Jugendbeteiligung muss so gestaltet wer-
den, dass Beteiligung einen „Unterschied“ 
macht: Es darf keine Pro-forma-Beteiligung 
sein und es dürfen keine unrealistischen Er-
wartungen geweckt werden. Diese erhöhen 
nur die Frustrationsgefahr.

Verstetigung: Wege zu einer 
starken Jugendpolitik

Dieser Beitrag versuchte aufzuzeigen, dass 
Eigenständige Jugendpolitik nicht ohne Be-
rücksichtigung der rechtlichen, finanziellen 
und politischen Rahmenbedingungen der 
kommunalen Ebene denkbar ist. Dies er-
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fordert einen Rollenwechsel der Fachkräfte 
zwischen administrativer, advokatorischer, 
pädagogischer und professionspolitischer 
Ausrichtung. Im Mehrebenensystem treffen 
so die gutgemeinten Initiativen europäischer 
und nationaler Provenienz auf kommunal-
politische Strukturen, Routinen und Hand-
lungspraxen, die nur bedingt miteinander 
kompatibel sind. Auch Eigenständige Ju-
gendpolitik ist so ein langwieriges Bohren 
harter Bretter, für das den Jugendlichen, 
aber auch manchen Fachkräften oft die Aus-
dauer fehlt.

Die beiden hier betrachteten Programme 
zum Kompetenzaufbau und zur Befähigung 
kommunaler Fachkräfte können nur ein 
Baustein dafür sein, Jugendarbeit und -po-
litik mit den ausreichenden Kapazitäten aus-
zustatten. Kapazitäten umfassen hier eben 
nicht nur die notwendigen finanziellen und 
personellen Ressourcen, sondern auch Wis-
sen und eine gewisse politisch-strategische 

Kompetenz, deren Erlernen Rollen- und 
Perspektivwechsel erfordert. Dies allein 
reicht jedoch nicht aus. Die gegenwärtigen 
Anstrengungen zur Etablierung einer Ei-
genständigen Jugendpolitik erweisen sich 
als etwas blauäugig gegenüber der realen 
kommunalen Politik- und Verwaltungspra-
xis. Rein programmatische Forderungen von 
EU, Bund und Ländern werden durch die Re-
striktionen kommunalpolitischen Handelns, 
die eben durch diese (mit)verursacht sind, 
konterkariert. Aber auch die kommunale 
Ebene selbst ist aufgefordert, pragmatisch 
die Anliegen von Jugendlichen zu berück-
sichtigen und hier fachliche wie hierarchi-
sche Grenzen zu überwinden.
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Die neuesten Trends aus der Offenen 
Jugendarbeit. Mit einem Abonnement 
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zum Preis von 15,– €. 
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▶▶ Anne Brülls, Verena Bücker, Almut Haushalter-Wittenbrink, 	
	A nne Schüring, Jonas Theßeling 

Kommunale jugendpolitische Gesamtstrategien 
und Beteiligungsformate fördern. Das Projekt 
„Eigenständige Jugendpolitik in kommunaler Ver- 
antwortung“ in NRW

Das Projekt „Eigenständige Jugendpolitik 
in kommunaler Verantwortung“ zielt kon-
kret auf die Verankerung und (Weiter-) Ent-
wicklung jugendpolitischer Strukturen und 
Beteiligungsstrategien vor Ort: Seit 2019 
vernetzen sich Kommunen und Kreise in 
Nordrhein-Westfalen, um die Mitbestim-
mung junger Menschen in ihren Lebensorten 
zu intensivieren und zu verstetigen. Fachlich 
werden die mittlerweile 37 Projektkommu-
nen von einem Projektteam der Landesju-
gendämter Westfalen-Lippe und Rheinland 
begleitet. Nach fast vier Jahren Laufzeit 
zieht das Projektteam ein positives Fazit.

Einführung / Hintergrund

In den Kinder- und Jugendförderplänen von 
Jugendämtern ist es meist festgeschrieben 
und mehr als deutlich: Die Beteiligung von 

Kindern und Jugendlichen ist nicht nur auf 
rechtlicher Ebene formuliert (UN-Kinder-
rechtskonvention / SGB VIII / 3. AG. KJHG), 
sondern politisch auch gewollt und als klares 
Ziel für die Zukunft benannt.

Das Engagement, lokale Strategien zu 
finden, wie sich junge Menschen in unse-
rer Gesellschaft einbringen und sich selbst 
öffentlich vertreten können, wie sie aktiv 
Demokratie erfahren und mit Leben füllen 
können, ist spürbar und nimmt weiter zu. 
So erlebt es die Fachberatung der Landesju-
gendämter Rheinland und Westfalen-Lippe, 
die sich ganz konkret diesem einen Thema 
widmet: die demokratischen Prozesse der 

Rahmenbedingungen / Eckdaten zum Projekt
Projektname: Eigenständige Jugendpolitik in kommunaler Verantwortung
Akteure: LWL-Landesjugendamt Westfalen-Lippe und LVR-Landesjugendamt Rheinland
Förderung: Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-
Westfalen
Zielgruppe: Öffentlicher Träger der Jugendhilfe in NRW 
Ziel: 44 Kommunen in NRW intensiv in ihren Beteiligungsverfahren für Kinder und Jugendliche 
stärken und untereinander vernetzen; Weiterentwicklung und strukturelle Verankerung jugend-
politischer Konzepte in 44 Kommunen in NRW und Vernetzung der Projektkommunen
Projektlaufzeit: 01.04.2019 bis 31.12.2022
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Partizipation in den Kommunen anzuregen 
und zu verstärken. Für das Rheinland ist das 
„LVR-Kompetenzteam Eigenständige Ju-
gendpolitik und Partizipation“ Anlaufstel-
le, für Westfalen-Lippe die „Servicestelle für 
Kinder- und Jugendbeteiligung in NRW“. 

Kommunen, die sich auf den Weg machen 
möchten, vor Ort Kinder- und Jugendbe-
teiligung zu initiieren, zu beleben oder zu 
professionalisieren, können sich mit der 
Bitte um Unterstützung und Beratung an 
die Landesjugendämter wenden. Wenn sich 
Kommunen auf den Weg machen möchten, 
die Jugendbeteiligung vor Ort zu starten, zu 
beleben, zu intensivieren oder zu professio-
nalisieren, wenden sie sich nicht selten mit 
der Bitte um Unterstützung und Beratung 
an die Landesjugendämter. 

Das Projekt und seine Bausteine

Mit dem im Jahr 2019 gestarteten Projekt 
„Eigenständige Jugendpolitik in kommu-

naler Verantwortung“ lässt sich die Unter-
stützung der Fachberatung noch einmal in 
einen intensiveren Rahmen fassen, denn 
die teilnehmenden Kommunen erhalten 
eine professionelle Schubkraft für ihre Be-
teiligungsvorhaben durch vier verschiedene 
Bausteine. Auf der Grundlage eines Koopera-
tionsvertrages sichern sich Kommunen und 
Landesjugendämter die Zusammenarbeit zur 
(Weiter-) Entwicklung der Beteiligungsmög-
lichkeiten dabei gegenseitig zu.

Fachberatung und Vermittlung:
Der erste Baustein des Projektes zielt auf eine 
professionelle Begleitung der Kommunen 
und Kreise. Dies können Beratungsgesprä-
che mit kommunalen Vertreter:innen aus 
Politik und Verwaltung sowie pädagogischen 
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Fachkräften ebenso sein, wie Moderationen 
von Veranstaltungen oder Vermittlung von 
Fachkontakten. Übergeordnetes Ziel ist im-
mer eine Gesamtstrategie jugendpolitischer 
Konzepte oder ihre Weiterentwicklung.

Netzwerk:
Durch den Projektrahmen, die konzentrier-
te Begleitung zum Thema Jugendpolitik und 
Beteiligungsstrategien sowie regelmäßig 
stattfindende Veranstaltungen entwickelt 
sich ein landesweites Netzwerk aus erfahre-
nen Fachkräften der beteiligten Projektkom-
munen. Der fachliche Austausch mit Fach-
kräften aus anderen Kommunen ermöglicht, 
dass Wissen und Praxiserfahrungen weiter-
gegeben werden können. Digital eingefasst 
wird dieses Netzwerk durch die projektinter-

ne App „CommYOUnity“. Auf kommunaler 
Ebene dient die App als Informations- und 
Austauschplattform von bestehenden Ju-
gendgruppen. Fachkräfte erhalten in der App 

aktuelle Informationen und Literatur rund 
um jugendpolitische Themen und haben Zu-
griff auf die Dokumentation der projektin-
ternen Fortbildungen.  

Fortbildung:
Ein weiterer Baustein des Projektes ist die ei-
gens konzipierte Fortbildungsreihe „Fit für 
Jugendpolitik“. In etwa monatlichem Turnus 
bietet das Projektteam den teilnehmenden 
Fachkräften die Möglichkeit, sich in dreiein-
halbstündigen Online-Seminaren für ihre 
Beteiligungsvorhaben weiterzubilden. Ge-
wünschte Themen und Bedarfe für die Qua-
lifizierungen werden in regelmäßigen Ab-
ständen von den Projektkommunen erfragt. 
Grundlagen der Partizipation, jugendgerech-
te Ansprache, Netzwerkarbeit und -analyse, 
die Integration der Jugendverbände, Kon-
fliktkommunikation oder Beteiligungsfor-
mate für benachteiligte Jugendliche stehen 
hier beispielsweise auf dem Seminarplan. 

Finanzielle Förderung:
Der vierte Projektbaustein zielt konkret auf 
die Umsetzung von Beteiligungsideen und 
sieht eine Förderung von bis zu 3000 Euro 
pro Kommune vor. Voraussetzung ist eine 
Projektidee zum Thema Beteiligung, die von 
jungen Menschen für junge Menschen ins 
Leben gerufen wird. Diese „Mikroprojekte“ 
sollen mit der kommunalen Strategie eigen-
ständiger Jugendpolitik verknüpft sein.

Fazit nach knapp vier Jahren 
Laufzeit

Die Fachberater:innen des Projektteams zie-
hen ein halbes Jahr vor Projektende bereits 
ein positives Fazit. Besonders die Bausteine 
Vernetzung und Fortbildung zeigen direkte 
und gute Wirkung. Durch die Kombination 
des fachlichen (Erfahrungs-)Austauschs mit 
Wissensvermittlung und Qualifizierung er-
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fahren die Fachkräfte, die die Beteiligung vor 
Ort schließlich ermöglichen und voranbrin-
gen, Professionalisierung und Motivation. 
Die individuelle Fachberatung wird ebenso 
sehr rege nachgefragt, wohingegen die In-
anspruchnahme der finanziellen Förderung 
den bisherigen pandemiebedingten Ein-
schränkungen und somit einer erschwerten 
planbaren Umsetzung von „Mikroprojekten“ 
gegenüberstand.

Deutlich zeigt sich ein Resümee auch 
hinsichtlich einiger Erfolgsfaktoren, wenn 
eine kontinuierliche Etablierung von kom-
munalen Beteiligungsstrukturen gelingen 
soll: Beteiligungsformate müssen immer 
mit Jugendlichen für Jugendliche entwickelt 
werden. Junge Menschen müssen gefragt 
werden, was sie brauchen, um ihre Themen 
und Anliegen umzusetzen und welches für 
sie das richtige Format ist. Gut miteinander 
kooperierende Schnittstellen zwischen der 
kommunalen Verwaltung und Politik und 
den Akteur:innen der Kinder- und Jugendar-
beit sind enorm wichtig. Eine zentrale Rolle 
nimmt an dieser Stelle auch die offene Kin-
der- und Jugendarbeit ein. Auch eine früh-
zeitige und sehr transparente Kommunika-
tion zu Beteiligungsmöglichkeiten und die 
Zusammenarbeit mit politischen Gremien 
spielt eine herausragende Rolle. Weiterhin 
sollte die Gesamtstrategie zu einer kommu-
nalen Beteiligungskultur junger Menschen 
den Fokus auf Niedrigschwelligkeit legen 
sowie auf eine Vielfalt an Angeboten, statt 
nur „das eine“ Instrument zur Beteiligung 
zu suchen. 

Als Voraussetzung für eine kommunale 
eigenständige Jugendpolitik zeigt sich eine 
profilierte Jugendpolitik, die durch eine 
infrastrukturelle Unterstützung für einen 
nachhaltigen Umgang mit Ressourcen und 
für gute Aufwachsens- und Lebensbedin-
gungen sorgt. Für die kommunale Situation 
spielen die Größe, die Lage der Kommune, 

ob städtischer oder ländlicher Raum sowie 
die finanziellen und personellen Ressour-
cen ebenfalls eine entscheidende Rolle. Das 
Wissen über Strategien, Möglichkeiten, 
fachliche Konzepte sowie die Vernetzung 
sind verschieden ausgeprägt. Insbesonde-
re eine Verankerung in den kommunalen 
Kinder- und Jugendförderplänen und da-
mit eine nachhaltige Entwicklung sind von 
entscheidender Bedeutung. Die Jugendhilfe-
ausschüsse haben die Verantwortung, dem 
Jugendamt sowie den kommunalen freien 
Trägern nach interner Beratung und Ab-
stimmung dazu einen Entwicklungsauftrag 
zu geben.

Rückblick auf die Ausgangslage

Wie langfristig und dauerhaft wichtig die 
Ziele des Projektes sind, zeigt der Blick zu-
rück: Bereits 2016 wurde das Diskussions-
papier „Eigenständige Jugendpolitik aus 
Sicht der kommunalen Jugendförderung“ 
von der Arbeitsgemeinschaft kommunale 
Jugendförderung in NRW mit den Landes-
jugendämtern Rheinland und Westfalen-
Lippe herausgegeben und setzte mit Blick 
auf die Gesamtverantwortung des öffent-
lichen Trägers der Jugendhilfe Impulse für 
eine vielfältige kommunale Ausgestaltung 
eigenständiger Jugendpolitik. Anfang 2019 
veranstaltete das Netzwerk Jugendpolitik 
NRW, ein Zusammenschluss von freien und 
öffentlichen Trägern der Jugendförderung 
auf Landesebene sowie Akteur*innen der 
kommunalen Jugendförderung, mehrere 
Aktivierungskonferenzen für jugendpoliti-
sche Akteuer:innen von freien und öffentli-
chen Trägern in NRW. Der Dialog zwischen 
Jugendlichen, pädagogischen Fachkräften, 
Vertreter:innen aus Politik und Verwaltung 
gab wichtige Anregungen und Impulse für die 
Umsetzung einer eigenständigen Jugendpo-
litik in den Kommunen. An diese Aktivitäten 
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und Bedarfe schließt das Projekt „Eigenstän-
dige Jugendpolitik in kommunaler Verant-
wortung“ an.

Aktueller Stand und Ausblick

Der Bedarf zur (Weiter-)entwicklung einer 
jugendpolitischen Strategie auf kommuna-
ler Ebene ist weiterhin hoch. Der Ablauf des 
Projektes hat sich aufgrund der Corona-Pan-
demie verändert. Die Rahmenbedingungen, 
um junge Menschen aktiv zu beteiligen, um 
Austausch, Projekte und Veranstaltungen an-
zustoßen, waren durch die pandemiebeding-
ten Auflagen ab 2020 erschwert. Der Umstieg 
auf digitale Strukturen war gerade zu Beginn 
der Pandemie noch im Aufbau und die Un-
sicherheiten auf allen Seiten hoch. Digitale 
Jugendbeteiligung hat durch die Pandemie 
einen Anschub erlebt. Gleichzeitig steht ak-
tuell zum Teil die Reaktivierung analoger 
Beteiligungsformate auf der Agenda. Dabei 
stellt sich vielen Kommunen auch die Frage, 
welche Beteiligungsformen analog und wel-
che digital Bestand haben sollen.

Dass sich trotz dieser Umstände bis heu-
te 37 Kommunen (Ziel sind 44 Kommunen 
bis Ende 2022) im Projekt vernetzt haben, 
darf natürlich als Erfolg gewertet werden. 
Es zeigt aber vor allem die Aktualität, die 

Dynamik und den ganz akuten Bedarf der 
Kommunen, eine eigenständige Jugendpo-
litik zu etablieren. Mehr noch: Das Interesse 
weiterer Kommunen, die Anschubkraft der 
Projektbausteine auch wenige Monate vor 
Auslaufen des Projektes noch zu nutzen, ist 
spürbar und hoch – dies zeigen die Anfragen 
an die LWL-Servicestelle und das LVR-Kom-
petenzteam. Auch ab 2023 werden die Kom-
munen in NRW weiterhin mit Fachberatung 
und Fortbildung durch die Servicestelle für 
Kinder- und Jugendbeteiligung in NRW, die 
beim LWL-Landesjugendamt angesiedelt 
ist und das „LVR-Kompetenzteam eigen-
ständige Jugendpolitik und Partizipation“ 
unterstützt.

INFORMATIONEN
www.jugendbeteiligung-in-nrw.de

Anne Brülls (LVR),
Verena Bücker (LVR),
Almut Haushalter-Wittenbrink (LWL),
Anne Schüring (LWL),
Jonas Theßeling (LVR)
sind Fachberater:innen bei den Landes-
jugendämtern des Landschaftsverbands 
Westfalen-Lippe und des Landschaftsver-
bands Rheinland.

AUTORINNEN / AUTOR
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Erarbeitung des Kinder- und 
Jugendförderplans

Mit dem Kinder- und Jugendförderplan 
2021-20251  wurde 2021 bereits der fünfte 
Kinder- und Jugendförderplan für die Stadt 
Düsseldorf vorgelegt und beschlossen.

Ende 2017 gründete sich eine Lenkungs-
runde KJFP, bestehend aus der Amtsleitung 
des Jugendamtes, der Abteilungsleitung der 
Abteilung Jugendförderung und der zustän-
digen Jugendhilfeplanerin im Jugendamt, 
Trägervertretungen und des Jugendrings. 
Zur gleichen Zeit fand ein Fachtag* zum 
15. Kinder- und Jugendbericht2 der Bun-
desregierung statt, bei welchem Inhalte des 
Berichtes vorgestellt und in verschiedenen 
Workshops Themenbereiche für den neuen 
Düsseldorfer Kinder- und Jugendförderplan 
identifiziert wurden.

„Wo stehen wir bei diesen Themen in Düs-
seldorf?“ Unter dieser Fragestellung wurde 
2018 kontinuierlich in den beiden AG § 78 
SGB VIII Jugendförderung und Jugendso
zialarbeit sowie im Rahmen eines Fachdia
loges* weiter an den Themen gearbeitet. 

Die Querschnittsthemen
→→ Inklusion
→→ Freiräume
→→ Partizipation
→→ Leben in der digitalen Welt

kristallisierten sich heraus und wurden 
daraufhin in einem Workshopverfahren mit 

konkreten Inhalten gefüllt (Workshopphase 
von Januar bis März 2019).

Die Jugendbefragung

Parallel dazu starteten 2018 die ersten Vor-
bereitungen für die Jugendbefragung 2019, 
die gemeinsam von Jugendhilfeplanung 
und dem Amt für Statistik und Wahlen um-
gesetzt wurde. Eine AG Jugendbefragung 
wurde gegründet, die außer Vertreter*innen 
aus dem Handlungsbereich der Jugendar-
beit auch Mitglieder des Jugendrats, die 
Schüler*innenvertretung sowie die Service-
stelle Partizipation des Jugendamtes um-
fasste.

Die Idee war, in Form einer offenen On-
linebefragung (kompatibel für die Darstel-
lung auf mobilen Endgeräten mit Zugang 
über einen QR Code) auch die Kinder und 
Jugendlichen zu erreichen, die normaler-
weise eher selten mittels klassischer Befra-
gungswege für eine Teilnahme gewonnen 
werden können.

Zusätzlich sollten junge Menschen per-
sönlich in Räumen und an Plätzen ange-
sprochen werden, die von ihnen häufig 
aufgesucht werden (z. B. schulische Einrich-
tungen, Freizeiteinrichtungen, vor Einkaufs-
zentren). Dort kamen auch Papierfragebö-
gen zum Einsatz. 

Durch zielgruppenspezifische Werbung 
(online über die Social Media Plattform 
Instagram und klassisch auf Plakaten und 
Flyern), die mit Unterstützung des Amtes 

▶▶ Regina Knips 

Planung und Umsetzungsprozess des Kinder- 
und Jugendförderplans (KJFP) 2021 – 2025 der 
Stadt Düsseldorf
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für Kommunikation und einer externen 
Agentur entwickelt wurde, sollten junge 
Menschen auf die Befragung aufmerksam 
gemacht werden. 

Ab Januar 2019 startete die konkrete Vor-
bereitung der Jugendbefragung. Dafür wur-
de das Konzept der Befragung im Jugendrat 
vorgestellt. Jugendliche sollten nicht nur 
durch ihre Teilnahme an der Befragung par-
tizipieren, sondern sie wurden von Anfang 
an in die Planung und Entwicklung der Fra-
gestellungen und Themen einbezogen.

Angeregt von der 
AG §78 SGB VIII Ju-
gendförderung wur-
de ein Raster zur 
Fragenentwicklung 
mit Jugendlichen 
und der Bitte nach 
Vorschlägen für ein 
Befragungsmotto an 
die Düsseldorfer Ju-
gendfreizeiteinrich-
tungen verschickt. 
Parallel dazu liefen 
mit Unterstützung 
des Amtes für Schule 
und Bildung Beteili-
gungsworkshops in 
Schulen und Jugend-
freizeiteinrichtungen 
durch die Service-
stelle Partizipation. 
Die Rückmeldungen 
wurden von der AG 
Jugendbefragung 
bearbeitet und zu 
einem Gesamtfrage-
bogen zusammenge-
stellt.

Der Fragenpool, 
bestehend aus perso-
nenbezogenen Anga-
ben, Fragestellungen 

aus der Fachabteilung und Fragestellungen 
der Jugendlichen wurde vom Amt für Sta-
tistik und Wahlen programmiert und über 
eine Verlinkung und einen QR Code für den 
Pretest aufbereitet.

Vom 15. Mai bis zum 15. Juli 2019 wurde 
die Befragung durchgeführt. „Du hast es in 
der Hand – Verändere Deine Stadt!“ Unter 
diesem Motto wurden Düsseldorfer Jugend-
liche und junge Erwachsene im Alter von 14 
bis 21 Jahren dazu aufgerufen, sich an der 
Umfrage zu beteiligen.

Plakat zur Kampagne  ·  Stadt Düsseldorf
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Insgesamt 4.119 Jugendliche und junge Er-
wachsene haben den Fragebogen online 
abgerufen und 88 Personen füllten einen 
Papierbogen aus. Dementsprechend parti-
zipierten insgesamt 4.207 Jugendliche und 
junge Erwachsene an der Befragung. Gemes-
sen an den in Düsseldorf  lebenden Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen der angespro-
chenen Altersgruppe entspricht dies einer 
Beteiligung von 9,7 Prozent.3 

Der Verwaltungsbericht zur Befragung mit 
den Ergebnissen in ausführlicher Form wur-
de im Januar 2020 in der Reihe Statistik und 
Stadtforschung Nr. 58 vom Amt für Statistik 
und Wahlen veröffentlicht 4. Auf Grundlage 
dieses Berichtes wurden ausgewählte Fra-
gestellungen gesondert für die Zielgruppe 
der Jugendlichen aufbereitet und eine extra 
Broschüre in zielgruppengerechter Form er-
stellt. Unter dem Titel „Was geht?“  wurden 
vor allem die Themen berücksichtigt, die Ju-
gendliche selbst eingebracht haben.
Die Broschüre sollte in erster Linie eine 
Rückmeldung an die Zielgruppe geben. Die 

für den März 2020 geplante Auswertungs-
veranstaltung im Jugendkulturcafé Franz-
mann, bei der die Ergebnisse vorgestellt und 
mit den jungen Menschen diskutiert werden 
sollten, musste leider aufgrund der Covid 
19-Vorgaben entfallen.

Nach den Workshopphasen im Frühjahr 
2019 konnte im Mai 2019 bei einem weite-
ren Fachtag*ein erster Gliederungsentwurf 
für den zukünftigen Förderplan präsentiert 
werden (siehe Grafik, Seite 25).

Der Gliederungsentwurf beinhaltet im 
ersten Teil die Darstellung der identifizierten 
sechs Herausforderungen/ Querschnittsthe-
men, welche alle Handlungsfelder betreffen 
und sich in ihnen wiederspiegeln sollen. 
Eingebettet in die Querschnittsthemen, 
werden im zweiten Teil des Förderplans die 
Handlungsfelder (§11 – §14 SGB VIII) und die 
erforderlichen Maßnahmen skizziert.

Es wurden insgesamt 17 Arbeitsgruppen 
zu den Querschnittsthemen und den Hand-
lungsfeldern gebildet und ein Zeitplan vor-
gestellt. Teilnehmende der Arbeitsgruppen 

Beispiel Instagram Kampagne  ·  Stadt Düsseldorf
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waren Mitarbeitende und Leitungskräfte 
von Kommune und Trägern der Handlungs-
felder der Jugendförderung nach § 11 – 14 
SGB VIII. Die Arbeitsgruppen erarbeiteten 
die Inhalte und Maßnahmen des Kinder-  
und Jugendförderplans 2021 – 25 innerhalb 
des Zeitraums Sommer 2019 bis Herbst 2020. 

Der Zeitplan gab dafür fünf Meilensteine 
vor:

→→ Bilanz des Förderplans 2015 – 2020
→→ Beschreibung neuer Inhalte
→→ �Entwicklung passender Angebote und 

Infrastruktur
→→ Ausblick und Maßnahmen
→→ Zusammenfassung 

Die Bedürfnisse von Düsseldorfer Kindern 
und Jugendlichen aus der Jugendbefragung 
wurden dabei berücksichtigt und flossen in 
die Planung ein.

Der Beginn der Covid 19-Pandemie im 
Frühjahr 2020 stellte auch für die Erar-
beitung des neuen Kinder- und Jugend-

förderplans einen Einschnitt dar. Je nach 
Arbeitsfeld und den Anforderungen des 
Arbeitsplatzes unter Corona-Bedingungen 
waren andere Aufgaben vorrangig und eine 
digitale Arbeits- und Austauschstruktur zu 
etablieren. 

Das Querschnittsthema „Digitalisierung“ 
bekam eine zusätzliche Dringlichkeit und 
Anforderungen in diesem Bereich wurden 
deutlich erkennbar.  Unter dem Eindruck der 
Pandemie wurden Inhalte neu diskutiert und 
beschrieben. 

Regelmäßig war die Fortschreibung des 
Kinder- und Jugendförderplans Thema in 
den beiden AG §78 SGB VIII Jugendförde-
rung und AG §78 SGB VIII Jugendsozial-
arbeit. Die Vernetzung und der Austausch 
der Arbeitsgruppen, die Überarbeitung, 
Zusammenführung und Abstimmung der 
Texte und Inhalte, sowie die Information 
von Gremien und Politik wurde durch die 
oben benannte Lenkungsrunde zum Kin-
der- und Jugendförderplan gewährleistet. 

PARTIZIPATION

INKLUSION

DIGI- 
TALISIERUNG

DEMOKRATIE- 
FÖRDERUNG

FREIRÄUME

„FUTURE“ / 
NACH- 

HALTIGKEIT

Handlungs- 
felder 

§§ 11 – 14 
SGB VIII

Kinder- und Jugendförderplan 2021 – 2025  ·  Querschnittsthemen
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Im Herbst 2020 war schließlich eine Text-
vorlage fertiggestellt, welche verwaltungs-
intern abgestimmt und im April 2021 im 
Jugendhilfeausschuss vorberaten und im 
Rat beschlossen wurde.

Umsetzung des Kinder- und 
Jugendförderplans

Im Mai 2021 fand ein erster Fachdialog* zum 
neuen Kinder- und Jugendförderplan 2021-
2025 statt.

Unter dem Thema „Förderplan und Coro-
na: Kinder- und Jugendarbeit in und nach 
der Pandemie“ wurde der neue Förderplan 
kurz vorgestellt. Der Schwerpunkt der Ver-
anstaltung lag aber auf der Fragestellung, 
wie ein „Neustart“ in der Jugendhilfe gelin-
gen kann.

Die Umsetzung der geplanten Maßnah-
men ist regelmäßig Thema in der AG §78 SGB 
VIII Jugendförderung und AG §78 SGB VIII 
Jugendsozialarbeit und wird darüber hinaus 
durch Controllingberichte in den Jugendhil-
feausschuss eingebracht.

Ein Fachtag* zu den Querschnittsthemen 
des Kinder- und Jugendförderplans fand zu-
letzt im November 2021 statt, bei dem sich 
alle Teilnehmer*innen zu der Bedeutung 
der Querschnittsthemen für ihr jeweiliges 
Handlungsfeld austauschen konnten und 
die Ergebnisse abschließend mit politischen 
Vertreter*innen diskutiert wurden.

Auch in Zukunft ist es geplant, regelmä-
ßig Maßnahmen und Inhalte des aktuellen 
Förderplans in den unterschiedlichen Struk-
turen und Gremien darzustellen und zu re-
flektieren. Gleiches gilt für die Qualitätsent-
wicklung, die seit 2010 ein fester Bestandteil 
jedes Kinder- und Jugendförderplans ist. 
Die Erarbeitung von Qualitätsstandards für 
alle Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtun-
gen, ein Qualitäts- und Wirksamkeitsdialog 
und jährliche Zielvereinbarungen mit den 

Einrichtungen und Jugendhilfeangeboten 
werden seitdem sukzessive umgesetzt, aus-
gewertet und weiterentwickelt.

Im Rahmen eines Qualitätsentwicklungs-
prozesses nach § 79a SGB VIII wurden die 
bereits im Kinder- und Jugendförderplan 
2010-2014 erarbeiteten konkreten Qualitäts-
kriterien der offenen Kinder- und Jugend-
arbeit als verbindliche Standards durch den 
Jugendhilfeausschuss beschlossen 5 . Im ak-
tuellen Kinder- und Jugendförderplan 2021 – 
2025 werden nun die Ergebnisse der ersten 
Qualitätsmessung dargestellt.

Insgesamt soll die detaillierte Darstellung 
des Erarbeitungsprozesses für den aktuell in 
Düsseldorf gültigen Kinder- und Jugendför-
derplan 2021 – 2025 deutlich machen, dass 
er auf Grundlage einer umfassenden Par-
tizipation aller Beteiligten erarbeitet und 
reflektiert ausgearbeitet wurde. Solch ein 
Prozess kostet Zeit und Mühe – auf dieser 
Basis erfährt er aber auch eine breite Akzep-
tanz in Düsseldorf und wird als lebendiges 
Planungsinstrument in der Jugendhilfe ge-
nutzt.

Neben anderen Arbeitsfeldern hat gera-
de die Offene Kinder- und Jugendarbeit in 
der Pandemiesituation gezeigt, wie flexibel 
und kreativ sie den Kern ihrer Arbeit, die 
Beziehungsarbeit, auch unter schwierigen 
Bedingungen aufrechterhält, indem sie ana-
loge in digitale Angebotsformen übertragen, 
neue Angebote entwickelt und ihre digitale 
Präsenz ausgebaut hat. Damit hat sie sich 
einen zusätzlichen Zugang zu Kindern und 
Jugendlichen erschlossen und darüber hin-
aus neue Zielgruppen erreicht.

Die Folgen der Einschränkungen direkter 
sozialer Kontakte durch Covid-19-Vorgaben 
speziell für die Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen, wurden in zahlreichen 
Studien und Untersuchungen nachgewie-
sen und machen deutlich, dass die direkten 
niedrigschwelligen, freiwilligen und offenen 
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Angebote der OKJA im face-to-face Kontakt 
essentiell für die Zielgruppe sind.

Sowohl analoge als auch digitale Angebo-
te der OKJA sollten sich zukünftig ergän-

zen und Kinder und Jugendliche in ihrer 
gesamten Lebenswelt, die keine Trennung 
zwischen analog und digital wahrnimmt, 
erreichen.

1	� https://www.duesseldorf.de/jugendamt/wir/fth.
html   * Fachtag/Fachdialog – in diesen Formaten 
sind in Düsseldorf im Handlungsfeld Kinder- und 
Jugendarbeit immer Mitarbeiter*innen von kom-
munaler Seite, freien Trägern und den Jugend-
verbänden vertreten.

2	� Vgl.   https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/
publikationen/15-kinder-und-jugendbe-
richt-115440 Zugriff am 3.5.2022

3	� Alle Informationen zur Jugendbefragung 2019 
können unter:

	� https://www.duesseldorf.de/jugendamt/jugend-
liche-begleiten/jugendbefragung.html abgerufen 
werden.

4	� https://www.duesseldorf.de/statistik-und-wah-
len/statistik-und-stadtforschung/veroeffentli-
chungen.html#c153059

5 	� https://www.duesseldorf.de/jugendamt/wir/fth/
qualitaet.html

Regina Knips ist Erzieherin / Diplom Sozialpädagogin mit Berufserfahrung in Kita, Hort, 
OKJA und OGS, davon 15 Jahre Leitung einer großen Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtung 
in Düsseldorf. Seit 2017 als Jugendhilfeplanerin bei der Stadt Düsseldorf für den Bereich 
Jugendförderung tätig.� regina.knips@duesseldorf.de
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▶▶ tobias drumm

Kommunale Jugendbeteiligung
Erfahrungen des Verbands saarländischer
Jugendzentren in Selbstverwaltung (juz-united)

Ausgangslage

Kommunale Jugendbeteiligung hat Hoch-
konjunktur. Im Fachdiskurs, der Wissen-
schaft und über alle politischen Ebenen 
hinweg scheint sich gerade viel zu tun. Ver-
mutlich noch unterstützt durch die mediale 
Berichterstattung über das Leiden der Ju-
gend unter den Corona-Maßnahmen, schei-
nen viele Städte und Kommunen erwacht 
zu sein und junge Menschen als politische 
Subjekte erstmals ernsthaft wahrzunehmen.

Der vorliegende Beitrag möchte Erfahrun-
gen des Verbands saarländischer Jugend-
zentren in Selbstverwaltung (juz-united) im 
Rahmen kommunaler Jugendbeteiligung ex-
emplarisch darstellen. Neben einem Exkurs 
zu den Potentialen selbstverwalteter Jugend-
treffs für die Beteiligung und Demokratie-
bildung gerade im ländlichen Raum, sollen 
anhand von Fallbeispielen aus den letzten 
Jahren Wege gezeigt werden, wie anlass- bzw. 
projektbezogene Jugendbeteiligung gelingen 
kann. Letztlich sollen auch Grenzen kommu-
naler Jugendbeteiligung aus unserer Sicht 
aufgezeigt und kritisch reflektiert werden.

Formen der Jugendbeteiligung in 
Kommunen

Während der Fachdiskurs immer noch über 
Methoden und Wege streitet, wie jugend-

liche Interessen in erwachsene Gremien 
einzuspeisen und damit zwei scheinbar wi-
dersprüchliche Systemlogiken zusammenzu-
bringen wären, werden vielerorts Tatsachen 
geschaffen. Im Saarland erleben wir, dass die 
Antwort der Politik auf diese Frage sowohl 
auf kommunaler, als auch auf Landesebene 
oftmals das Einrichten von Jugendparla-
menten oder Jugendbeiräten ist. Das ist aus 
ihrer Perspektive durchaus nachvollzieh-
bar. Es gibt viele gute fachliche Argumente 
für solche institutionalisierten Formen. Sie 
sind auf Dauer angelegt, garantieren den 
Teilnehmenden klar geregelte Rechte und 
damit auch eine verbriefte Handlungsmacht 
in einem vordefinierten Rahmen und tragen 
deutlich zur politischen Bildung bei, indem 
junge Menschen sich früh mit dem parla-
mentarischen System und seinen Gremien 
vertraut machen. Gleichzeitig machen sie 
es dem bestehenden System politscher Re-
präsentation leicht zu kooperieren, weil ihre 
Form und Funktionslogik analog zu erwach-
senen demokratischen Verfahren gestaltet 
sind. Zudem werden so bzgl. der Partizipa-
tion Tatsachen geschaffen, die sich öffent-
lichkeitswirksam kommunizieren lassen. 
Ob „der Jugend“ allerdings damit der Stel-
lenwert eingeräumt wird, der ihr zusteht, ist 
fraglich.

Kommunalen Jugendparlamenten wird 
oft nachgesagt, dass sie aufgrund ihrer 
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bürokratischen Natur und nicht wirklich 
jugendaffinen Form nur jene Jugendlichen 
ansprechen, die ohnehin aus privilegierteren 
Milieus stammen. Hierzu zeigt die umfang-
reiche Studie von Roland Roth und Walde-
mar Stange zu kommunalen Kinder- und Ju-
gendparlamenten aktuell, dass viele dieser 
Institutionen nicht so schlecht sind, wie ihr 
Ruf vermuten lässt, es aber noch viel Raum 
für Optimierung gibt (vgl. Roth/Stange 
2020). Die bundesweite Studie bestätigt 
beispielsweise, dass Jugendparlamente 
nicht alle Teile „der Jugend“ repräsentieren. 
Schieflagen und Repräsentationsmängel 
hinsichtlich der Dimensionen Geschlecht, 
Bildung und soziale Herkunft konnten in 
den letzten Jahren zwar vermindert werden, 

sind aber noch deutlich vorhanden (vgl. ebd.: 
28). Die Autoren fordern jedoch dazu auf, 
diese Schieflagen neu zu bewerten vor dem 
Hintergrund, dass die Repräsentationslücke 
in Relation zu Erwachsenenparlamenten 
noch gering ausfiele. Auch seien Jugend-
parlamente in der Regel keine kurzfristige 
Angelegenheit und ihre institutionelle Ver-
ankerung mache deutlich, dass es sich nicht 
bloß um Symbolpolitik handele.

Dennoch sind die Argumente gegen in-
stitutionalisierte Formen der Jugendbe-
teiligung nicht von der Hand zu weisen. 
Sie können für Jugendliche, die sich von 
entsprechenden Arbeitsweisen angezogen 
fühlen, ein attraktiver Baustein innerhalb 
einer vielfältigen kommunalen Beteili-

� Globaler Klimastreik 20.09.2019
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gungslandschaft sein. Allerdings sind selbst 
bei partizipativ angelegten Entstehungs-
prozessen solcher Gremien viele Antworten 
bereits von Erwachsenen vorgegeben und 
Verfahren vorstrukturiert. So gehen auch 
die Initiativen zur Gründung von Kinder- 
und Jugendparlamenten überwiegend von 
der politischen Spitze, den institutionellen 
politisch-administrativen Akteuren oder 
von pädagogischen Fachkräften aus und 
deutlich seltener von Jugendlichen selbst 
(vgl. ebd.: 25).

Die Empirie zeigt zudem, dass Jugend-
parlamente vor allem im urbanen Raum 
und größeren Mittelstädten verbreitet sind 
und zumindest bislang noch keine weit ver-
breitete Partizipationsstrategie für ländliche 
Gebiete darstellen (vgl. ebd.: 11). Das gilt 
auch für ihre Verbreitung im hauptsächlich 
ländlich geprägten Saarland. Bis auf wenige 
Ausnahmen finden sich Jugendbeiräte und 
dergleichen eher in den wenigen städtischen 
oder mittelstädtischen Zentren.

Selbstverwaltete Jugendtreffs als 
Beteiligungsstrategie

Hier wirbt juz-united seit Jahren dafür, 
selbstverwaltete Jugendzentren als Beteili-
gungsstrategie nicht zu übersehen. Gerade 
im Saarland, wo diese Einrichtungsform im 
ländlichen Raum fast flächendeckend ver-
breitet ist, sodass fast jedes Dorf zumin-
dest über einen kleinen selbstverwalteten 
Jugendraum verfügt, stellen diese eine 
sinnvolle Ergänzung für institutionalisierte 
Partizipationsformen dar. Das gilt speziell 
für junge Menschen, die kein Interesse, 
nicht die notwendigen Voraussetzungen 
oder keine Kapazitäten für ein langfris-
tiges Engagement in einem Jugendparla-
ment haben. Jugendtreffs bieten ein aus 
unserer Perspektive unterschätztes Poten-
tial sowohl für reale Beteiligungschancen 

Jugendlicher, als auch für die Demokratie-
bildung. 

Demokratiebildung im Jugendtreff
Im Saarland schließen sich Jugendliche zur 
Gründung eines selbstverwalteten Jugend-
treffs in der Regel zu einem gemeinnützigen 
Trägerverein zusammen, der ihnen eine in-
nere Organisationsform und eine geschlos-
sene Außenvertretung bietet. Bereits diese 
Gründung, das Zusammenkommen einer 
organisierten, handlungsfähigen Gruppe, 
die Auseinandersetzung mit Satzungs- und 
Organisationsfragen, die Dynamik bei der 
Auswahl der Außenvertretung, der Erstkon-
takt mit Ortsvorsteher und Gemeindegremi-
en stellen sich für Jugendliche als Fülle an 
demokratierelevanten Erfahrungen dar.

Neben der in die Alltagsstruktur solcher 
Einrichtungen eingelagerten Herausforde-
rung zur Verantwortungsübernahme und 
den kontinuierlichen Aushandlungsprozes-
sen im Binnenverhältnis, ergeben sich durch 
das Engagement in Selbstverwaltung immer 
wieder Anlässe, die eine Auseinandersetzung 
mit dem umschließenden Gemeinwesen 
erfordern. Dabei werden die Binnenerfah-
rungen der Jugendlichen mit den Erforder-
nissen der Erwachsenengesellschaft, wie 
den Strukturen der Kommunalpolitik, kon-
frontiert. Das generiert ein eigenständiges 
Erfahrungsfeld, in dem die Jugendlichen 
bei der Interessenvertretung gegenüber 
kommunalen Gremien bürgerschaftliche 
Verhaltensdispositionen entwickeln.

Anlässe reichen dabei von der Gründung, 
bzw. der ersten Forderung nach Raum, über 
Alltagskonflikte mit der Erwachsenenwelt, 
Gestaltungsprojekten im Sozialraum, Mit-
arbeit bei der Gemeindeentwicklung, bis 
zum Kampf um den Erhalt bedrohter Ein-
richtungen.

Innerhalb selbstverwalteter Jugendtreffs 
entsteht dabei ein Erprobungsraum, der als 
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besonders intensives Feld individueller Iden-
titätsbildung erfahren wird. Dabei berichten 
viele ehemals Aktive von einem schrittwei-
sen Hineinwachsen in komplexer werdende 
Beteiligungsanlässe, zunächst innerhalb des 
Jugendtreffs und im späteren Verlauf auch 
als Jugendtreff im Sozialraum. Im relativ 
geschützten Rahmen der „Gesellschaft im 
Kleinen“ (Sturzenhecker 2021: 1007) des 
Jugendtreffs ist es auch für die Jüngsten 
vergleichbar schnell möglich, erstmals die 
eigenen Interessen gegenüber anderen zu ar-
tikulieren, nach Verbündeten zu suchen und 
mit widerstrebenden Auffassungen in Dia-
log zu treten. Findet ein Anliegen Zuspruch 
im Jugendtreff, kann sich die Einrichtung 
dieses zu eigen machen und im Folgenden 
gegenüber dem externen Gemeinwesen 
vertreten. Solche Berichte über das Hinein-
wachsen in Engagement decken sich mit den 
Ergebnissen einer Untersuchung zu Partizi-
pationsbiografien (vgl. Schwanenflügel 
2015), die beschreibt, dass es sich um Aneig-
nungsprozesse handelt, bei denen die posi-
tive Anerkennung kleinerer Einmischungs-
versuche von Jugendlichen dazu führt, dass 
diese im Sinne einer Spirale wachsender 
Komplexität ihr Partizipationshandeln im-
mer weiter steigern und auf andere Bereiche 
ausweiten. Eine idealtypische Partizipati-
onsbiografie im selbstverwalteten saarlän-
dischen Jugendtreff reicht in diesem Sinne 
vom ersten Putzen nach der Party über das 
Streiten im Plenum über Alltagsfragen wie 
Getränkepreise oder die Anschaffung einer 
neuen Musikanlage bis hin zum abendlichen 
Planungstreffen mit den Ortsratsfraktionen 
oder gar einem eigenen politischen Amt. 

Diese Beschreibung mag einen romanti-
sierten Verlauf darstellen, wird in der Pra-
xis allerdings immer wieder berichtet. Ein 
Grund dafür könnte sein, dass neben den eh-
renamtlich engagierten Jugendlichen auch 
die Politik und die gesamte Dorfgemein-

schaft von einem aktiven, mitgestaltenden 
Jugendtreff profitieren. Vor allem, solange 
es sich um konfliktarme Anlässe handelt, 
bei denen alle Beteiligten an einem Strang 
ziehen.

Beteiligungschancen durch den 
Jugendtreff
Die Jugendzentren und –treffs machen aus 
der Perspektive der Erwachsenen Jugend 
im Sozialraum greifbar und ansprechbar. 
So kann auch Politik ihre Anliegen an „die 
Jugend“ herantragen. Umgekehrt ist der 
selbstverwaltete Jugendtreff, bzw. der von 
Jugendlichen organisierte Trägerverein als 
juristische Person ein deutlich bedeutsame-
rer politischer Akteur in der Kommune, als 
einzelne Jugendliche oder unorganisierte 
Cliquen.

Gerade in Orten, in denen der selbstver-
waltete Jugendtreff über eine lange Tradi-
tion verfügt, gehört es im Saarland oftmals 
zur Dorfkultur, dass der Ortsrat diese Ein-
richtung als festen Kooperationspartner 
selbstverständlich wahrnimmt. Die Grün-
dungshistorie reicht dabei teilweise bis in die 
frühen siebziger Jahre und die Hochphase 
der Jugendzentrumsbewegung zurück, so-
dass selbst die älteren Entscheider:innen in 
der Dorfgemeinschaft mit dem Engagement 
im Jugendtreff sozialisiert wurden.

Das sind dann auch die Standorte, die die 
meisten Beispiele für eine sehr gute part-
nerschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
Kommunalpolitik und selbstverwaltetem 
Jugendraum hervorbringen. Ortsvorste-
herinnen und Ortsvorsteher finden im Ju-
gendtreff engagierte junge Menschen, die 
vor allem im ländlichen Raum eine sehr gute 
Repräsentation der Dorfjugend widerspie-
geln. Diese an den für sie relevanten Ent-
scheidungsprozessen zu beteiligen, wird so 
deutlich erleichtert. Natürlich entscheiden 
Orts- und Gemeinderäte nicht über die gro-
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ßen gesellschaftspolitischen Fragen. Aller-
dings werden die Jugendlichen regelmäßig 
mit einbezogen, wenn es um Fragen wie dem 
Standort für ein neues Sportfeld geht, oder 
ob man sich bei einem Wettbewerb wie „Un-
ser Dorf hat Zukunft“ beteiligen soll. Dann 
wird auch schon mal mit den Jugendlichen 
zusammen der Förderantrag für die neuen 
Sport- und Spielgeräte oder die Gestaltung 
für den neuen Rathausvorplatz formuliert. 
Der Jugendtreff wird aber auch angefragt, 
wenn es um Arbeitseinsätze geht: Wenn der 
in die Jahre gekommene Dorfbrunnen neu 
gestaltet oder das Dorffest geplant werden 
soll, oder der Jugendtreff baut sein großes 
Festzelt vor der Hausarztpraxis auf, um ein 
lokales Impfzentrum zu gewährleisten.

Diese oft konfliktarmen Beteiligungsge-
legenheiten bedingen eine ganze Reihe an 
Ersterfahrungen für junge Menschen in 
demokratischer Interessenvertretung und 
bürgerschaftlichem Engagement in ihrem 
direkten Lebensumfeld.

Wichtige Voraussetzung für die Quali-
tät dieser Partizipation am Gemeinwesen 
ist jedoch auch die interne basisdemokra-
tische Organisation der Jugendtreffs. Nur 
wenn diese gegeben ist, kann die Selbst-
verwaltungsstruktur auch als wirklich de-
mokratische Vertretung der jungen Gene-
ration agieren. Dabei kann eine fachliche 
Begleitung, die auf einem vertrauensvol-
len Arbeitsbündnis beruht, im Alltag der 
Jugendlichen regelmäßige Anlässe zur 
Reflexion der eigenen Verfahren bieten. 
Unserer Erfahrung nach sind die Engagier-
ten durchweg bestrebt, ihre interne Orga-
nisation auf demokratische, auf egalitären 
Strukturen basierende Grundprinzipien hin 
auszurichten. Wege, wie sich einer solchen 
trotz unbewusster Cliquenhierarchien und 
informeller Machtgefälle genähert werden 
kann, können von Fachkräften praxisnah 
aufgezeigt werden. Dazu gehören bspw. die 

Herstellung von Transparenz von Entschei-
dungsprozessen, das Abhalten regelmäßiger 
Vollversammlungen oder das Verbessern 
der Kommunikation im Team.

Das heißt jedoch noch lange nicht, dass 
alle Mitbestimmungsbestrebungen der Ju-
gendzentren auch gute Chancen auf Erfolg 
hätten. Ein großer Nachteil von Jugend-
treffs als Jugendbeteiligungsstrategie bzw. 
generell anlassbezogener oder informeller 
Beteiligungsformate ist das Fehlen verbrief-
ter Rechte. Während Jugendparlamente 
und ähnliche Gremien oft zumindest rudi-
mentäre demokratische Rechte wie Rede- 
oder Antragsrecht garantiert haben, sind 
informellere Formen zwar jugendgerech-
ter, aber gleichzeitig immer vom Wohlwol-
len der Erwachsenen abhängig. Kommt es 
also zum Konflikt mit dem erwachsenen 
Umfeld oder widerstreben die Interessen 
der Jugendlichen denen der erwachsenen 
Entscheider:innen, können diese sie einfach 
ignorieren.

Gerade in solchen Fällen ist die Begleitung 
und Unterstützung von Fachkräften der OJA 
dringend angezeigt, um das Machtgefälle zu 
Gunsten der Jugendlichen möglichst gering 
zu halten. Aufgabe der OJA kann dann sein, 
zwischen aufeinanderprallenden Welten zu 
vermitteln. 

Einige Erfahrungen aus der Praxis an-
lassbezogener Beteiligungsprojekte des 
Verbands sollen im Folgenden kurz skiz-
ziert und im Anschluss auf Implikationen 
für Handlungsoptionen der OJA diskutiert 
werden.

Best Practice projektbezogener 
Beteiligungsformen

Ein positives Praxisbeispiel für einen ge-
lungenen anlassbezogenen Jugendbeteili-
gungsprozess stellt die (Neu-)Gründung des 
Jugendzentrums „freiRaum“ Uchtelfangen 



� Offene Jugendarbeit   02  | 2022    33

dar. Die Gemeinde verkaufte dort die Immo-
bilie, die seit langen Jahren den selbstverwal-
teten Jugendclub beheimatete. Eine Gruppe 
Jugendlicher schloss sich daraufhin zu einer 
Initiative zusammen und trat an die kommu-
nale Jugendpflege heran. Sie forderten neue 
Räume und baten um Unterstützung. Die 
Jugendpflege zog juz-united als Fachorgani-
sation hinzu und gemeinsam wurden Pläne 
zum Erhalt gemacht, Strategien entwickelt 
und parallel ein möglicher neuer Standort 
gesucht. 

Über ein Jahr setzten sich die Jugendli-
chen immer wieder für den Erhalt und die 
Weiterführung des Jugendzentrums ein. Sie 
akquirierten Spendenmittel, organisierten 
Informationsstände bei Festen, schlugen in-
novative Lösungen vor und traten für ihre 
Interessen bei der Politik ein. Die Fachkräf-
te halfen beim Formulieren, organisierten 
Räumlichkeiten für Treffen und begleiteten 
die Jugendlichen zu Gremiensitzungen.

Nachdem ein Standort für einen mög-
lichen Neubau gefunden war, formier-
ten sich Widerstände bei den dortigen 
Anwohner:innen. Sie befürchteten Lärm, 
Müll und ein erhöhtes Verkehrsaufkom-
men. Daher wurde eine Bürgerbeteili-
gungsveranstaltung organisiert, zu der der 
Ortsvorsteher einlud und die von vielen 
Anwohner:innen und Politiker:innen aus 
dem Orts- und Gemeinderat besucht wur-
de. Die Jugendlichen erhielten dort die 
Möglichkeit, ihr Konzept für das geplante 
Jugendzentrum zu präsentieren. In einer 
umfassenden Konzeptdarstellung erklär-
ten zwei Vertreter der Gruppe der Dorfge-
meinschaft, wie sie die Trägerschaft und die 
internen Abläufe organisieren wollten und 
welche Programmideen sie hätten. Außer-
dem legten sie den Anwesenden dar, welche 
positiven Effekte für das Dorf möglich wä-
ren. Dazu zählen eine Belebung der Dorfkul-
tur durch Engagement bei Festen und Tradi-

� Jugendtreff Sitzung in Gerlfangen
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tionen und die Chance auf eine verbesserte 
Bleibeperspektive junger Menschen in der 
sehr ländlichen Umgebung durch eine en-
gere Einbindung in die Dorfgemeinschaft.

Sie wiesen aber auch darauf hin, dass sie 
laut KJHG ein Recht auf Mitbestimmung 
haben, wenn es um Angebote in der Offenen 
Jugendarbeit geht. Dieses Recht forderten 
sie bestimmt ein.

Im anschließenden Dialog, moderiert 
vom Bürgermeister, konnten die zu-
nächst geäußerten Bedenken mancher 
Anwohner:innen souverän und sachlich 
ausgeräumt werden. Die offene Gesprächs-
bereitschaft der Jugendlichen, ihre guten 
Argumente, das durchdachte Konzept und 
die enge Begleitung durch die Jugend-
pflege sowie zusätzlichen Support durch 
juz-united konnten überzeugen. Für ihr 
Engagement wurden die Jugendlichen 
abschließend noch einmal vom Bürgermeis-
ter gelobt, als dieser hervorhob, dass es sich 
bei ihrem Engagement in diesem Prozess 
um ein tolles Beispiel gelebter Demokratie 
handele.

Seitdem sind über drei Jahre vergangen, 
in denen die Jugendlichen ohne Raum da-
stehen. Immerhin konnte die Finanzierung 
eines Neubaus sichergestellt werden, indem 
Gemeinde-, Kreis- und Landesmittel akqui-
riert wurden. Die Jugendlichen konnten ge-
meinsam mit einer Architektin einen Plan 
für die neuen Räume nach ihren Bedarfen 
entwickeln. Um den Prozess weiter zu be-
gleiten, die Jugendlichen weiterhin einzu-
binden und zu erreichen, dass bürokratische 
Hürden möglichst zügig überwunden wer-
den, wurde jüngst eine Arbeitsgruppe ge-
gründet. Diese setzt sich aus Vertreter:innen 
der Jugendlichen, des Ortsrats, des Bauamts 
und der Jugendpflege zusammen. So sollen 
Adressat:innen, Politik, Verwaltung und 
Fachkräfte der OJA vernetzt und „kurze 
Dienstwege“ ermöglicht werden.

Auch wenn die ursprüngliche Initiativgrup-
pe der Jugendlichen inzwischen leicht ge-
schrumpft ist, beweisen sie bislang einen 
wirklich langen Atem und andauernd hohe 
Motivation. Das ist nicht selbstverständlich, 
könnte in diesem Fall aber daran liegen, 
dass der Gesprächsleitfaden nie abgerissen 
ist und die Gruppe weiterhin von allen er-
wachsenen Akteuren involviert wird. Wenn 
man bedenkt, wie lange es vermutlich noch 
dauern wird, bis das neue Jugendzentrum 
errichtet ist, ist es allerdings fraglich, ob 
die Jugendlichen noch etwas davon haben 
werden. Es ist nicht ausgeschlossen, dass sie 
sich am Ende eher zu Gunsten einer nachfol-
genden Generation engagiert haben, als im 
Eigeninteresse.

Abgesehen von den Bearbeitungszeiträu-
men, die solche Projekte in der Regel leider 
haben, stellt dieser Fall aus unserer Sicht ein 
Best-Practice-Beispiel für einen anlassbezo-
genen Jugendbeteiligungsprozess dar, aus-
gehend von jugendlichen Interessen, unter-
stützt durch Fachkräfte der OJA und unter 
Fürsprache der Politik. Der Fall kann auch 
exemplarisch deutlich machen, wie sich im 
Saarland kommunale Fachkräfte der Ju-
gendpflege und juz-united als Dachverband 
an vielen Stellen sinnvoll ergänzen. Wäh-
rend der Verband durch seine Unabhängig-
keit von Kommunalpolitik parteiisch auf 
Seiten der Jugendlichen stehen und viel Er-
fahrung aus unterschiedlichen Gemeinden 
und verschiedenen Partizipationsprojekten, 
die passenden Argumente, sowie die Metho-
den einbringen kann, sind die kommunalen 
Fachkräfte Expert:innen für ihre jeweiligen 
Gemeinden. Sie kennen die wichtigen Ak-
teure, wissen, an welchen Stellen vielleicht 
auch informelle Entscheider:innen mit ins 
Boot zu holen sind und können insgesamt 
als Scharnier jugendlicher Interessen in die 
Verwaltung wirken, deren Teil sie selbst 
sind.
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Wo Scheitern möglich ist

Nicht ganz so idyllisch sind die Erfahrungen 
aus einem Projekt des Verbands, bei dem 
mit Hilfe von Jugend-Ideenlaboren ver-
sucht wurde, in einer Reihe von Gemeinden 
in einem partizipativen Prozess Bedarfslü-
cken innerhalb der Infrastruktur der OJA 
zu identifizieren und zu schließen und da-
bei gleichzeitig möglichst viele Jugendliche 
zu sozialem Engagement in ihrer Gemeinde 
zu aktivieren. Die Ideenlabore wurden über 
verschiedenste Wege bei den Jugendlichen 
im jeweiligen Sozialraum beworben und 
sollten als modellhafte Verfahren aktivie-
render Jugendbeteiligung junge Menschen 
als Zukunftspotential der Gemeinden in 
den Fokus rücken. Gleichzeitig sollte so ein 
Ausgangspunkt für Partizipationsprozesse 
gesetzt werden, bei denen Selbstorganisati-

onspotentiale und Einmischungsstrategien 
im kommunalpolitischen Raum erfahrbar 
gemacht werden. Die adressierten Jugendli-
che sollten im Prozessverlauf einerseits ihre 
Perspektiven auf ihre Gemeinde artikulieren 
können und sich andererseits als aktiv han-
delnde Mitbürger:innen erfahren. 

Zentrales Ergebnis dieser Ideenlabore 
war der klare Bedarf der Jugendlichen nach 
Räumlichkeiten zur gemeinsamen Freizeit-
gestaltung. Ebenfalls deutlich wurde, dass 
in allen Projektstandorten durch die Me-
thode Gruppen von Jugendlichen aktiviert 
werden konnten, die bereit waren, entspre-
chende Forderungen gegenüber den politi-
schen Gremien zu formulieren und sich an 
Planung und konkreter Durchsetzung von 
Jugendtreffs als Angebot für Jugendliche 
in den Gemeinden zu beteiligen. Diese viel-
versprechende Ausgangslage sollte genutzt 

� Jugend Ideenlabor Schaffhausen
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werden, um anschließend in einer zweiten 
Projektphase Prozesse anzustoßen, die den 
Adressat:innen neue Planungs-, Gestal-
tungs- und Umsetzungsmöglichkeiten er-
öffnen. Dies beinhaltete für die einzelnen 
Durchführungsorte die Initiierung von Pro-
jektgruppen Jugendlicher und die fachliche 
Begleitung bei der Durchsetzung in den ent-
sprechenden Gemeindegremien. 

Parallel wurde auf die Erwachsenen einge-
wirkt. Es wurde versucht, die politisch Ver-
antwortlichen, die Verwaltungen und weitere 
Akteure für die Bedeutung von Jugend als Teil 
eines lebendigen demokratischen Gemeinwe-
sens zu sensibilisieren. Es wurde argumen-
tiert, dass sich angesichts der spezifischen 
Herausforderungen des ländlichen Raums 
die Frage nach den Perspektiven, die Jugend-
liche mit ihrem Gemeinwesen verbinden, in 
besonderer Weise stellt. Der Politik wurde na-
hegelegt, dass man Jugendliche als Zukunfts-
personal des Gemeinwesens aktivieren kann, 
indem sie sich aktiv an der konkreten Planung 
und Umsetzung des Projekts Jugendtreff in 
ihrem Wohnort beteiligen können.

In einigen Gemeinden führte dieses Vor-
gehen zum erhofften Verlauf. So wurden z. B. 

in Schaffhausen über Sozialraumbegehun-
gen Jugendliche aktiviert, die anschließend 
beim Ideenlabor teilnahmen. Die Gruppe 
präsentierte danach ihrem Bürgermeister 
die entwickelten Ideen, wie der Jugend 
mehr Raum in der Gemeinde zuteilwerden 
könnte. Dieser prüfte die Möglichkeiten 
und schlug Räume unter der Grundschule 
für einen Jugendtreff vor. Die Jugendlichen, 
die dieser Option genau wie der Ortsrat zu-
stimmten, fingen an, sich von juz-united 
zu Jugendleiter:innen ausbilden zu lassen, 
um die Grundlagen der Organisation ei-
nes selbstverwalteten Treffs zu erlernen, 
während der Bauhof nötige Sanierungs-
maßnahmen ausführte. Danach halfen die 
Fachkräfte des Verbands den Jugendlichen 
bei der Vereinsgründung und die Gemeinde 
sorgte für eine großzügige Geldspende als 
Startkapital.

Leider führten bei weitem nicht alle dieser 
Beteiligungsprozesse zu einem so tollen Er-
folg. Während die beteiligten Erwachsenen 
vieler anderer Gemeinden stets betonten, 
dem Projekt und den Wünschen der Ju-
gendlichen offen gegenüber zu stehen, wur-
den bald diverse standortspezifische Hürden 

Vereinsgründung JUZ Schaffhausen unter Coronabedingungen
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deutlich. Verschiedenste Gründe verhinder-
ten in vielen Orten die Realisierung der Inte-
ressen, die die Adressat:innen bereits in den 
Ideenlaboren geäußert hatten.

Haushaltsnotlagen in den Kommunen 
waren dabei der wohl häufigste Grund für 
das Scheitern der Initiativen. Diese bedin-
gen zum einen den Mangel an personellen 
Ressourcen in den Gemeinden, um Beteili-
gungsprojekte langfristig zu begleiten (z. B. 
im Rahmen von Fördermittelakquise, Bau-
anträgen, Genehmigungsverfahren etc.). 
Zum anderen resultieren die seit Jahren 
leeren Kassen darin, dass im Saarland inzwi-
schen viele Kommunen ihre gemeindeeige-
nen Immobilien veräußert haben. Während 
früher Räume in der alten Dorfschule, der 
Keller des Dorfgemeinschaftshauses oder 
die leerstehende Dorfkneipe zu Jugendräu-
men umfunktioniert werden konnten, sind 
solche Leerstände mittlerweile vielerorts 
privatisiert.

Hinzu kommen politische Bedenken 
und Unsicherheiten bei den Akteuren. 
Neben einem geringen Wissen über Ju-
gendbeteiligung und einer teilweise fest-
zustellenden Überforderung, schreckten 
Entscheider:innen auch vor einer realen 
Umsetzung von Plänen zurück, weil ihnen 
die Planungssicherheit fehlte oder befürch-
tet wurde, im Gemeinderat keine politische 
Mehrheit für die Pläne oder Gegenwind von 
Anwohner:innen zu bekommen.

Ein weiterer wichtiger Faktor war der 
gleichzeitig laufende Kommunalwahlkampf. 
So passierte es stellenweise, dass Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister das Projekt 
unterstützten, die Opposition dieses dann 
aber mit dem gegnerischen Kandidaten oder 
Kandidatin assoziierten und in den Räten 
blockierte. Hier stellte es sich als sehr hem-
mend heraus, dass in einigen Ortsteilen die 
kommunale Landschaft scheinbar ohnehin 
durch starke parteipolitische Konfliktlini-

en geprägt war, was durch den Wahlkampf 
noch verstärkt wurde. Rückblickend hätte 
hier ein weiterer Schritt vorgeschaltet wer-
den müssen, um zu verhindern, dass die 
Beteiligungsbestrebungen zur politischen 
Profilierung instrumentalisiert werden. 
Denkbar wäre die Schaffung eines breiten 
zivilgesellschaftlichen Bündnisses im Vor-
feld gewesen, oder sogar das Hinauszögern 
der Maßnahmen bis nach der Wahl.

Lessons learned

Aus Sicht des Verbands wurde bei diesem 
Projekt erneut deutlich, wie wichtig es ist, 
äußerst bedacht mit jugendlichen Erwar-
tungshaltungen umzugehen, um negative 
Demokratieerfahrungen zu vermeiden. Es 
mag wichtig sein, ein konkretes Ziel mit jun-
gen Menschen erarbeitet zu haben, einer Vi-
sion zu folgen, um eine hohe Motivation und 
die benötigte Ausdauer für projektbezogene 
Beteiligungsformen zu wecken. Gleichzeitig 
sollte den Beteiligten immer klargemacht 
werden, dass auch Scheitern eine Option 
ist. Die Erfahrung zeigt aber auch, dass man 
noch so realistisch und transparent Erfolgs-
aussichten kommunizieren kann, die betei-
ligten Jugendlichen erlebten bei allen nicht 
realisierten Prozessen Frustration und Ohn-
macht. 

Fachkräfte sollten daher schon früh sorg-
fältig vorsondieren, wo mögliche Hürden 
liegen und wie wahrscheinlich ein Erfolg 
sein wird. Das beinhaltet die Haltung der 
Entscheider:innen im Sozialraum, die Rea-
lisierbarkeit der Finanzierung, das Vorhan-
densein von Ressourcen uvm.

Dabei kann die Gelegenheit genutzt wer-
den, auch die Vertreter:innen von Politik 
und Verwaltung auf die Jugendlichen vor-
zubereiten. Es muss immer wieder betont 
werden, wie wichtig ein Austausch auf Au-
genhöhe ist. Den Erwachsenen sollte klar 
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sein, dass Jugendliche ein feines Gespür 
dafür haben, ob sie ernst genommen wer-
den, oder ihre Anliegen angehört, aber dann 
adultistisch abgetan werden.

Aufgabe begleitender Fachkräfte sollte es 
auch sein, deutlich zu machen, dass es sich 
trotz allem lohnt, sich für die eigenen Inte-
ressen einzusetzen. Auch kleinere Erfolge 
und Meilensteine auf dem Weg zum gemein-
samen Ziel dürfen gefeiert und bewusst an-
erkannt werden. Das steigert die Motivation 
und die Selbstwirksamkeitserfahrung.

Und selbst bei perfekt geplanten und 
möglichst geebneten Wegen, kann es zu 
unvorhergesehenen Hürden kommen, die 
schwer zu nehmen und schwer zu beeinflus-
sen sind – seien es bloß die immensen Be-
arbeitungszeiträume innerhalb von Politik 
und Verwaltung. 

Im schlimmsten Fall, wenn Jugendliche 
sich mit viel Herzblut und Aufwand enga-
giert haben und dennoch alles zu scheitern 
droht, ist es umso wichtiger, diese Erfahrung 
aufwendig fachlich aufzufangen und mit den 
Beteiligten gemeinsam aufzuarbeiten.

Erfolgreiche Durchsetzung in der 
realpolitischen Arena

Die beschriebenen Praxisfälle und weitere 
Erfahrungen des Verbands mit Jugendbetei-
ligungsprojekten zeigen ein ähnliches Mus-
ter auf. Viele Jugendliche möchten sich be-
teiligen. Sie sind bereit, sich für ihre eigenen 
Interessen oder auch für gemeinwohlorien-
tierte Anlässe zu engagieren, auch wenn das 
bedeutet, sich mit Gremienarbeit und Kom-
munalpolitik auseinanderzusetzen. Politisch 
Verantwortliche zeigen sich in der Regel auch 
offen für eine bedingte Mitsprache der Ju-
gendlichen. Viele der nicht erfolgreichen 
Beteiligungsprozesse scheitern allerdings in 
dem Moment, in dem die Mitwirkung einen 
zuvor pädagogisch abgegrenzten Möglich-

keitsrahmen verlässt und droht, realpoliti-
sche Konsequenzen zu haben. Hier also z. B. 
in dem Moment, in dem aus einem Jugend-
Ideenlabor eigenwillige Pläne resultieren, die 
den Amtsinhaber:innen nicht in die Agenda 
passen.

Lindner (2022) spricht von „Zonen des 
(sozial)pädagogischen Wohlwollens“, in de-
nen demokratisches Engagement geduldet 
und erwünscht ist. Mitsprache werde hier 
aber allenfalls in Form von funktionaler 
Beteiligung betrieben, der er unterstellt, 
als Endziel lediglich die Beschaffung von 
Akzeptanz für Entscheidungen zu haben, 
die eigentlich bereits von ressourcenstärke-
ren Akteuren getroffen wurden. Sobald Ju-
gendbeteiligung jedoch in die Sphäre harter 
Realpolitik gelangt und dann womöglich 
finanzwirksam zu werden droht, bzw. in 
Konkurrenz oder Konflikt mit anderen In-
teressen steht, werden die Erfolgsaussichten 
deutlich geringer. Auch für Jugendparlamen-
te und –beiräte ist das ein entscheidender 
Punkt, auch wenn diese institutionalisierten 
Formen mit ihren garantierten Rechten ei-
nen bedingten Vorteil haben.

Die romantischen Vorstellungen des de-
mokratischen Dialogs zwischen Jung und 
Alt und des zwanglosen Zwangs des besseren 
Arguments scheinen hier nicht zu bestehen. 
Dafür haben die Positionen junger Men-
schen zu wenig gesellschaftliches Gewicht, 
sind sie mit zu wenig Kapital ausgestattet. 
Und auch Fachkräfte der OJA als Verbündete 
sind nicht immer ideale Fürsprecher:innen, 
sind sie doch zu oft mehr oder weniger von 
den staatlichen Akteuren abhängig, gegen 
die es sich durchzusetzen gilt.

Aus unserer Perspektive muss die fachli-
che Debatte rund um kommunale Jugendbe-
teiligung genau hier eine Lösung finden. Es 
sollte nicht die Frage nach der Form der Be-
teiligungsstrategien von informell über pro-
jektbezogen, unkonventionell aktionistisch 
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bis eingehegt institutionalisiert im Zentrum 
stehen. Diese sollten sich idealerweise ge-
genseitig bedarfsgerecht ergänzen. Vielmehr 
sollten Strategien gesucht werden, wie wir – 
unabhängig von der konkreten Form der 
Mitwirkung – eine Verbindlichkeit herstel-
len, die sicherstellt, dass jugendliche Inter-
essen trotz ihrer strukturellen Machtarmut 
auch in der direkten Auseinandersetzung 
mit der Erwachsenenwelt außerhalb der vor-
definierten Spielwiesen der Mitwirkungs-
projekte bestehen können. Wünschenswert 
wäre eine Fachpraxis, die auch scheinbar stö-
rende jugendliche Beteiligungs- und Einmi-
schungsvorhaben ermöglicht, wo immer sie 
intrinsisch motiviert aufkommen, und nicht 
bloß dort und in den bescheidenen Grenzen, 
die zuvor von Erwachsenen paternalistisch 
gewährt wurden.

Will die OJA diese Rolle allerdings pers-
pektivisch ernsthaft annehmen, braucht es 
einen ernstgemeinten Diskurs über das Ver-
hältnis zur Politik und staatlichen Institutio-
nen. Es ist fraglich, ob Jugendarbeiter:innen 

im konkreten Einzelfall nicht nur willens, 
sondern auch in der Lage sind, parteiisch mit 
ihren Adressat:innen gegen die Widerstän-
de in Politik und Verwaltung zu kämpfen, 
von denen sie abhängig sind. Sich selbstbe-
wusst und streitbar zu positionieren, kann 
je nach Stellenprofil und Rahmenbedingun-
gen schwierig sein. Die enge Kooperation 
zwischen kommunalen Fachkräften, die in 
der Verwaltung angesiedelt sind, und einem 
unabhängigeren, von Jugendlichen manda-
tierten Jugendverband, wie sie im Saarland 
an vielen Stellen im Kontext der selbstver-
walteten Jugendzentren funktioniert, kann 
als vielversprechender Ansatz bei der Bear-
beitung dieses Spannungsverhältnisses be-
trachtet werden.
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▶▶ Swantje Schindehütte 

2. Fürther Klimagipfel
Jugendbeteiligung im Rahmen der Erstellung des 
integrierten Klimaschutzkonzeptes der Stadt Fürth

Die kommunale Fachstelle für Jugendbeteili-
gung „Echt Fürth“ konzipierte und veranstal-
tete in Kooperation mit dem Klimaschutz-
team der Stadt Fürth und dem Kinder- und 
Jugendhaus Catch Up den 2. Fürther Klima-
gipfel. Das Projekt richtete sich an alle Kinder 
und Jugendlichen im Alter zwischen zwölf 
und 16 Jahren und fand im Rahmen des städ-
tischen Ferienprogramms in den Sommerfe-
rien 2021 statt. 

Konzeptioneller Schwerpunkt war die Be-
teiligung junger Menschen in Bezug auf die 
Erarbeitung von Maßnahmenvorschlägen 
für das städtische Klimaschutzkonzept, wel-
ches vom Klimaschutzteam der Stadt Fürth 
und in enger Abstimmung mit den politisch 
Verantwortlichen entwickelt und im Dezem-
ber 2021 vom Stadtrat beschlossen wurde. Es 
beinhaltet weitreichende Maßnahmen zum 
Klimaschutz auf lokaler Ebene, z. B. in den 
Bereichen Verkehr, Erneuerbare Energien 
oder Stadtgrün.

Vom 4. bis zum 6. August 2021 waren nun 
junge Menschen dazu eingeladen zu disku-
tieren, ihre Vorstellungen für den künfti-
gen Weg im Klimaschutz in der Stadt Fürth 
einzubringen und konkrete Vorschläge für 
Maßnahmen zu entwickeln. Klassische 
Beteiligungsmethoden, wie zum Beispiel 
World-Café, waren eingebettet in span-
nende Workshops und Aktionen, die dazu 
einluden, sich den Themenbereichen prak-
tisch anzunähern, einen aktiven Umgang 
mit dem Thema zu entwickeln und eigene 

Ideen in den laufenden politischen Prozess 
einzubringen.

Rahmenbedingungen

Das städtische Jugendbeteiligungsmanage-
ment „Echt Fürth“ wurde Anfang des Jahres 
2021 vom Klimaschutzteam der Stadt Fürth 
bzgl. einer möglichen Jugendbeteiligung im 
Rahmen der Erstellung des Klimaschutzkon-
zeptes angefragt bzw. beratend hinzugezo-
gen. Da das Kinder- und Jugendhaus Catch 
Up bereits 2019 ein Projekt – den 1. Fürther 
Klimagipfel – zum Thema Klimaschutz durch-
geführt hatte, bestand guter Kontakt zur lo-
kalen fridaysforfuture-Szene, zudem ist die 
Besucher:innenstruktur des Jugendhauses 
sehr divers, so dass man sich dazu entschloss, 
sie als weiteren Kooperationspartner in das 
Projekt einzubinden. Schnell war klar, dass 
das Projekt coronabedingt im Sommer 2021 
stattfinden sollte. Eingebettet in die etab-
lierte Struktur des städtischen Ferienpro-
gramms, gelang es, weitere Zielgruppen zu 
erreichen, Öffentlichkeit zu generieren und 
die Finanzierung des Projektes über Dritt-
mittel für Ferienprogramme sicherzustellen. 
Neben den Hauptkooperationspartner:innen 
wurden lokale Experten, wie der EineWelt 
Laden, das Evangelische Bildungswerk Fürth 
und ein ortsansässiger Secondhandshop 
themenspezifisch ins Projekt eingebunden. 
Mit ihrer Unterstützung gelang es, weitere 
Zielgruppen anzusprechen, da sie das Pro-
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jekt in weiteren Teilen der Stadtgesellschaft 
bekannt und deren Inhalte aus Überzeugung 
öffentlich machten.

Die kommunale Beteiligungsstrategie
Das Jugendbeteiligungsmanagement „Echt 
Fürth“ besteht seit 2013 und ist ein Koopera-
tionsprojekt der Abteilung Jugendarbeit des 
Amtes für Kinder, Jugendliche und Familien 
der Stadt Fürth und des Stadtjugendrings 
Fürth. Seit 2018 ist das Projekt mit einer 
kommunalen Fachstelle (19,5 Std.) ausgestat-
tet. Ihre Aufgabe ist es, verschiedene Maß-
nahmen der Jugendbeteiligung (wie zum 
Beispiel das einmal jährlich stattfindende 
Jugendforum) zu organisieren und weitere 
Möglichkeiten der Beteiligung innerhalb 
der Verwaltung anzuregen bzw. zu initiie-
ren. Zu „Echt Fürth“ gehören außerdem die 
„Agentur für Demokratie und Jugendbetei-
ligung“ (hierbei handelt es sich um einen Co 
Working Space und Veranstaltungsraum für 

politisch engagierte Jugendgruppen), sowie 
das Jugendbudget „Echt Geld“, der Runde 
Tisch Jugend und unterschiedliche Veran-
staltungsformate der politischen Jugend-
bildung (weitere Infos zu Echt Fürth unter: 
www.echt-fuerth.de).

Die Projekt- und Kooperationspartner
Kinder- und Jugendhaus Catch Up, Abt. 
Jugendarbeit, Amt für Kinder, Jugendli-
che und Familien der Stadt Fürth
Das Kinder- und Jugendhaus Catch Up ist 
eine städtische Einrichtung der kommuna-
len Jugendarbeit. Das Angebot der Einrich-
tung richtet sich an alle Kinder und Jugend-
lichen im Alter von zehn bis 18 Jahren mit 
einer Sozialraumorientierung zur Fürther 
Innenstadt. Der konzeptionell verankerte 
Schwerpunkt des Kinder- und Jugendhau-
ses liegt in der Förderung der Sozialkompe-
tenz der Besucher:innen, resultierend aus 
der Besucher:innenstruktur des Hauses, das 
vermehrt von Jugendlichen in schwierigen 
Lebenslagen, verbunden mit einem Migrati-
onshintergrund, aufgesucht wird. Im Fokus 
der täglichen Arbeit stehen partizipative Pro-
jekte, in denen sich Jugendliche ausprobie-
ren und bei der Entwicklung und Umsetzung 
eigener Ideen professionell begleitet werden.

Klimaschutzteam, Amt für Umwelt, Ord-
nung und Verbraucherschutz, Stadt Fürth
Das Klimaschutzteam der Stadt Fürth be-
steht aus der Projektkoordination im Bereich 
Klimaschutz, Biodiversität, Luftreinhaltung 
und Umweltbildung  und dem Klimaschutz-
management, dessen Aufgabe es ist, Projekt-
betreuung und Mitarbeit an Strategiestudi-
en zu Klimaschutz, Klimaanpassung sowie 
z. B. Entwicklungspotentialen erneuerbarer 
Energien, Solarbilanzierung, Solarkataster 
und Stadtgrün zu leisten, sowie Umwelt-
bildungsprojekte, u. a. Waldlehrpfade im 
Fürther Stadtwald, Gärten und –Biotope an 
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Schulen und Umweltstationen zu betreuen. 
Ebenso fester Bestandteil der Arbeit ist die 
Mitarbeit in regionalen Arbeitsgruppen. 
Jugendbeteiligung ist als Teil der Umwelt-
bildungsarbeit und Bildung für Nachhaltige 
Entwicklung in den verschiedenen Projekten 
fest verankert. Innerhalb der Erstellung des 
integrierten Klimaschutzkonzeptes für die 
Stadt Fürth ist die Beteiligung von jungen 
Menschen nicht zwingend vorgeschrieben. 
Das Klimaschutzteam erachtete diese aller-
dings als notwendig und hat die Beteiligung 
im Prozess festgeschrieben.

Ferienprogramm, Amt für Kinder, Jugend-
liche und Familien, Stadt Fürth
Das städtische Ferienprogramm bietet ein 
umfangreiches Angebot unterschiedlichs-
ter Anbieter:innen in den Oster-, Pfingst- 
und Sommerferien, welches über das On-
lineportal gebucht werden kann. Für alle 
Angebote des Ferienprogramms werden 
Teilnehmer:innenbeiträge erhoben, deren 
Höhe der jeweilige Anbieter festlegt. Die 
meisten Ferienmaßnahmen werden sehr kos-
tengünstig angeboten, um möglichst vielen 
Kindern und Jugendlichen die Teilnahme zu 
ermöglichen. Weiterhin besteht die Option 

für Familien mit geringem Einkommen, die 
Angebote über sogenannte Bildungsgutschei-
ne zu finanzieren. Kostenfreie Angebote im 
Rahmen des städtischen Ferienprogramms 
sind unüblich. In Abwägung der Vor- und 
Nachteile (Drittmittel und Anmeldestruktur 
versus Ehrenamt und Bürgerengagement, für 
das in der Regel kein Geld verlangt werden 
darf), entschieden wir uns dazu, den Klima-
gipfel in das Ferienprogramm einzubinden 
und für die Teilnahme des dreitägigen Pro-
jektes mit warmen Mittagessen und Snacks 
einen Teilnehmer:innenbeitrag von insge-
samt acht Euro (fürs Essen!) zu erheben.

Personelle, räumliche und finanzielle 
Ressourcen
Da das Projekt im Rahmen des städtischen 
Jugendferienprogramms durchgeführt wur- 
de, bestand die Möglichkeit der Drittmit-
telakquise, die benötigt wurden, um das 
Projekt erfolgreich durchführen zu können. 
Die Planungsphase des Projektes wurde vom 
kommunalen Beteiligungsmanagement mo-
deriert und gesteuert. Konzipiert wurde das 
Projekt von einem Kernteam, bestehend 
aus kommunalem Jugendbeteiligungsma-
nagement, Klimaschutzmanager:innen und 
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Jugendhausmitarbeiter:innen. Ein erwei-
tertes Team der beteiligten Einrichtun-
gen von insgesamt sechs hauptamtlichen 
Mitarbeiter:innen, sowie (stundenweise) 
Honorarkräften führten das Projekt im Kin-
der- und Jugendhaus Catch Up durch. Das 
Catch Up verfügt über ein großzügiges Au-
ßengelände, so dass sämtliche Module coro-
nabedingt im Freien stadtfinden konnten.  

Die Ziele und Zielgruppen
Ziel des 2. Klimagipfels war es, konkrete 
Ideen und Vorschläge mit Jugendlichen zu 
entwickeln und diese in den laufenden Pro-
zess der Maßnahmenentwicklung im Rah-
men des integrierten Klimaschutzkonzepts 
einzubringen. Hierbei war es wichtig, den 
Beteiligungsrahmen klar zu definieren, um 
den Grad der Beteiligung im pädagogischen 
Konzept der Verantwortlichen festschreiben 
zu können. Weiteres Ziel des Projektes war 
die Diversität der Zielgruppe, die durch den 

konzeptionell gesetzten Rahmen in Bezug 
auf Zeit, Ort, Freiwilligkeit der Teilnahme 
und ein sehr niedrigschwelliges Anmeldever-
fahren, auch über das Jugendhaus, erreicht 
werden sollte. Um die Maßnahmenvorschlä-
ge nachhaltig im politischen Diskurs zum 
Klimaschutzkonzept zu verankern, setzten 
wir uns zum Ziel, die Projektergebnisse über 
Socialmedia einer breiten Öffentlichkeit zu-
gänglich zu machen, mit Hilfe von Pressearti-
keln die Verbindlichkeit der Maßnahmenvor-
schläge zu untermauern und sie mit einem 
schriftlichen Kontrakt zwischen Jugendli-
chen und Verantwortlichen aus der Verwal-
tung zu manifestieren bzw. festzuschreiben.

Am 2. Fürther Klimagipfel haben ins-
gesamt sechzehn Jugendliche teilgenom-
men, davon waren 75 Prozent weiblich 
und 25 Prozent männlich. Die Hälfte der 
Teilnehmer:innen war elf bis dreizehn Jahre 
alt, die andere Hälfte vierzehn bis sechzehn. 
37,5 Prozent der Teilnehmer:innen waren 
Stammbesucher:innen des Jugendhauses, 
während sich 62,5 Prozent der Jugendli-
chen über das städtische Ferienprogramm 
anmeldeten. Die Teilnehmer:innen kamen 
aus verschiedenen Stadtteilen, vermehrt 
jedoch aus den ländlich geprägten Randbe-
zirken der Stadt.

Das Projekt

Projektphasen
Erste Vorgespräche zwischen Klimaschutz-
team und Echt Fürth, in denen die Ziele für 
das Projekt festgelegt wurden, fanden bereits 
Anfang des Jahres 2021 statt. Mit einem 
ersten Treffen aller Kooperationspartner: 
innen begann im März die Planungsphase 
(u. a. Klärung der Rahmenbedingungen und 
Festlegung der Schwerpunkte). Anfang Juli 
konnte mit der Werbe- und Anmeldephase 
begonnen werden, so dass das Praxismodul 
des Projektes in der ersten Augustwoche er-
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folgreich durchgeführt wurde. Direkt nach 
der Durchführung wurde das Projekt mit 
den Jugendlichen und im Anschluss mit 
den Durchführenden evaluiert. In der Ab-
schlussphase brachte das Klimaschutzteam 
die Maßnahmenvorschläge der Jugendlichen 
stellvertretend in den politischen Diskurs 
ein. Das Projekt endete Anfang Februar 2022 
mit der schriftlichen Rückmeldung der Stadt 
Fürth an die Teilnehmenden. 

Ablauf des Klimagipfels
Die Teilnehmer:innen des 2. Fürther Klima-
gipfels beschäftigten sich, aufgeteilt auf drei 
Tage, mit den Themen Stadtgrün, Verkehr/
Mobilität und Abfall/Energie. Diese wurden 
bereits im Vorhinein von der Projektgruppe 
bestimmt und orientierten sich an den be-
stehenden Schwerpunkten, die von Politik 
und Verwaltung für die Erstellung des Kli-
maschutzkonzeptes festgelegt wurden. Am 
ersten Tag des Projekts stand das Thema 
Stadtgrün im Fokus. Nach einem kurzen theo-
retischen Input wurde ein World-Café durch-
geführt, bei dem sich die Teilnehmer:innen 
wechselnd in verschiedenen Gruppen aus-
tauschten und konkrete Ideen sammelten. 
Wie auch an den folgenden Tagen, wurden 
die Ergebnisse im Anschluss gewichtet und 
priorisiert. Das Social Media Team, das je-
den Tag aus anderen Teilnehmer:innen des 
Projekts bestand, konnte diese so in einem 

Posting auf dem Instagram-Kanal von Echt 
Fürth zusammenfassen und veröffentlichen.

Nachdem der Vormittag, aufgelockert 
durch Warming ups und Pausen, viel theo-
retische Gruppenarbeit beinhaltete, ging es 
am Nachmittag darum, einige der entwickel-
ten Ideen praktisch umzusetzen. So wurden 
im nahegelegenen Stadtpark Paletten mit 
Hilfe von Sägen zu Hochbeeten umgestaltet 
und diese mit Kräutern sowie bienenfreund-
lichen Blumen bepflanzt.

Am nächsten Tag stand das Thema Ver-
kehr und Mobilität auf dem Programm. Im 
Rahmen eines Planspiels wurden verschiede-
ne Rollen vergeben (z. B. Mitglied des Natur-
schutzbundes, Autofahrer:in, Vertreter:in 
Verkehrsplanungsamt). Nach kurzer Vorbe-
reitungszeit inkl. Internetrecherche, fand 
eine Diskussion zu den einzelnen, bereits 
bestehenden Inhalten des Themenbereichs 
statt, bei der die Argumente festgehalten 
wurden. Nachmittags ging es zu einer Ex-
kursion via Fahrrad an den Solarberg, um 
vor Ort mit einer Expertin über das Thema 
Solarstrom zu sprechen. 

Am letzten Tag widmeten wir uns dem 
Thema Abfall und Energie. In einem ab-
wechslungsreichen Quiz konnten sich die 
Teilnehmer:innen den Inhalten näheren, 
um im Anschluss in der Talk- und Diskus-
sionsrunde mithilfe von Moderationskärt-
chen gemeinsam konkrete Maßnahmen 
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abzuleiten. Am Nachmittag besuchte der 
Leiter des Amtes für Umwelt, Ordnung und 
Verbraucherschutz gemeinsam mit weite-
ren Kolleg:innen den Klimagipfel. Auf einer 
Bühne präsentierten die Jugendlichen ihre 
erarbeiteten Vorschläge und erfuhren so 
Anerkennung für ihre Arbeit und ihr ehren-
amtliches Engagement. Im Anschluss an die 
Präsentation wurde ein schriftlicher Kon-
trakt zwischen Jugendlichen und Verant-
wortlichen geschlossen, in dem sich das zu-
ständige Amt verpflichtete (besiegelt durch 
Unterschrift der beteiligten Jugendlichen 
und der zuständigen Mitarbeiter:innen), die 
Maßnahmenvorschläge der Jugendlichen 
in den politischen Diskurs um das Klima-
schutzkonzept der Stadt Fürth einzubrin-
gen und die Jugendlichen spätestens nach 
sechs Monaten diesbezüglich auf den aktu-
ellen Stand der Dinge zu bringen. Der Tag 
wurde mit einer ausführlichen Auswertung 
abgeschlossen.

Methoden
Aufgrund der Tatsache, dass das Projekt 
in den Ferien stattfand und pro Tag sieben 
Stunden in Anspruch nahm, war ein gut ge-
wählter Mix aus unterschiedlichen Metho-
den (Warming ups, Energizern, Theorie und 
Aktion) unabdingbar.

World-Café: Nach einem kurzen theore-
tischen Input zum Thema Stadtgrün fand 
das World-Café an drei Thementischen 
statt, die anhand entsprechender Leitfra-
gen jeweils von einer pädagogischen Fach-
kraft moderiert wurden. Pro Tisch hatten 
die Jugendlichen fünfzehn Minuten Zeit, 
sich kreativ mit dem jeweiligen Themen-
schwerpunkt auseinanderzusetzen und ggf. 
konkrete Maßnahmen zu entwickeln, bevor 
sie sich dem nächsten Themenschwerpunkt 
widmeten. Im Anschluss wurden die Plakate 
der einzelnen Stationen von den jeweiligen 
Gruppen vorgestellt und im Plenum ergänzt.

Themenschwerpunkte des World-Cafés 
waren:

→→ �CHILLEN MIT HUMMEL und CO. (u. a. 
Urban Gardening, Grünflächenpaten-
schaften, Hausgärten und Baumpflan-
zungen)

→→ �FLÄCHEN (FAIR)TEILEN (u. a. alter-
native Wohnformen, klimaschonende 
Landwirtschaft, regionale Lebensmittel, 
Aufenthaltsqualität Innenstadt)

→→ �GEWAPPNET FÜR STURM UND DÜRRE 
(Hitze in der Stadt, alternative Hausbe-
grünungen, die grüne Lunge in der Stadt, 
Wasser und Schatten in der Stadt)

Planspiel: Alle Teilnehmer:innen be-
kamen ein Rollenkärtchen, das auf Zuruf 
vergeben wurde. Auf den Rollenkärtchen 
standen verschiedene Positionen, um 
eine Meinungspluralität zu erhalten (z. B. 
Vertreter:in vom NABU, Mitglied vom 
ADFC, Privatperson und leidenschaftliche:r 
Autofahrer:in, Interessensvertretung der 
Transportunternehmen im Straßengüter-
verkehr, Vertreter:in Verkehrsplanungs-
amt). Die Jugendlichen erhielten die be-
reits bestehenden Themenschwerpunkte 
(Verkehrsarmes Umfeld an Schulen/Kinder-
gärten, Ausweitung der verkehrsberuhigen-



46    Offene Jugendarbeit   02  | 2022

den Maßnahmen, Ausdehnung des ÖPNV-
Netzes, sichere Abgrenzung von Rad- und 
Fußgängerspuren, Ausdehnung kostenloser 
Lastenrad-Verleih, Ausbau Fahrradstell-
plätze, Ausbau eines zusammenhängenden 
Radwegenetzes, Prüfung einer Mobilitäts-
App, Ausbau der Umweltspuren) und Vor-
bereitungszeit auf ihre Rolle. Jeweils zwei 
Personen hatten dieselbe Rolle, damit 
sie sich untereinander austauschen bzw. 
helfen konnten. Im Anschluss fand eine 
Diskussion statt (ca. 45 min.). Argumente 
wurden auf Moderationskarten und -wän-
den festgehalten. Zuvor priorisierten die 
Teilnehmer:innen, welche ca. drei Maßnah-
men sie diskutieren wollen. 

Am Ende der Diskussionszeit schlüpften 
die Jugendlichen aus ihren Rollen, um im 
Plenum eine „persönliche Meinung“ abzu-
geben, die wertschätzend diskutiert werden 
konnte. Die Ergebnisse wurden auf Modera-
tionskarten festgehalten, konkretisiert und 
als weitere Maßnahmen in den Kontrakt 
aufgenommen.

Quiz und Talkrunde: Kurzweiliges „Knei-
penquiz“ mit vielen Schätzfragen zu Fakten 
des Themenbereichs Abfall und Energie, 
danach Talkrunde mittels klassischer Kar-
tenmoderation und anschließender Priori-
sierung mit Klebepunkten.

Zielscheiben Priorisierung: Mit Hilfe 
der Zielscheiben Priorisierung wurden alle 
Tagesergebnisse nochmals auf drei bis fünf 
Vorschläge reduziert, damit diese im An-
schluss von dem Instagram Team redaktio-
nell verarbeitet und für den Kontrakt nieder-
geschrieben werden konnten.

Instagram Redaktion: Die Redaktion war 
dafür zuständig, den Tag fotographisch zu 
dokumentieren und die Ergebnisse schrift-
lich festzuhalten. Das Redaktionsteam durf-
te exklusiv den Socialmediaaccount von Echt 
Fürth bespielen, um Reichweite für die erar-
beiteten Anliegen zu generieren.

Ergebnisse, Ergebnissicherung und 
-transfer
Die konkreten Maßnahmenvorschläge wur-
den in einem Kontrakt niedergeschrieben. 
Es wurde festgelegt, dass die zuständigen 
Mitarbeiter:innen des Umweltamtes jeden 
Jugendlichen spätestens nach sechs Mona-
ten schriftlich darüber informieren, welche 
der erarbeiteten Maßnahmenvorschläge des 
2. Fürther Klimagipfels ins integrierte Klima-
schutzkonzept der Stadt eingeflossen sind, 
bzw. wie diese seitens des Klimaschutzteams 
weiter in den politischen Diskurs gebracht 
wurden.

Reflexion

Die Jugendbeteiligung im Rahmen des Kli-
maschutzkonzeptes war im Großen und 
Ganzen erfolgreich, vor allem, weil die zu-
ständigen Ämter auf Augenhöhe miteinan-
der kooperierten und ein echter Wille zur 
Beteiligung von den Mitarbeiter:innen des 
Umweltamtes formuliert wurde.

Es gelang, Jugendliche für das Zukunfts-
thema Klimaschutz bereits im Vorfeld durch 
gute Öffentlichkeitsarbeit zu begeistern. In 
der Reflexion mit den Jugendlichen wurde 
am häufigsten benannt, dass die Motivation 
zur Teilnahme am Projekt die Möglichkeit 
der Beteiligung an einem „echten“ Konzept 
der Kommune gewesen sei. Zuträglich war 
hierbei sicherlich auch der zeitlich über-
schaubare Rahmen der Veranstaltung, die 
Freiwilligkeit der Teilnahme, sowie die Mi-
schung aus Theorie und Praxis.

Swantje Schindehütte (Dipl. Sozialpä-
dagogin (FH), systemische Beraterin [DGSF], 
Prozessmoderatorin für Kinder- und Jugend-
beteiligung,  Anti-Aggressivitätstrainerin ®; 
Coolnesstrainerin ®) seit 2019 Jugendbeteili-
gungsmanagerin der Stadt Fürth.

AUTORIN
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▶▶ �Frank Brütting, Anna Eckart, Susanne Feldmann, 
Fabienne Kündgen, Maike Schmidt, Sophia Vogel 

jung- frau, mann, divers? Geschlechtertalk 
der Jugend. Wie ein Austausch zwischen Jugend und 
Politik gelingen kann

Unter dem Titel „Geschlechtertalk“ haben 
engagierte Vertreter*innen aus verschiede-
nen Jugendorganisationen ein Format ent-
wickelt, in dem Jugendliche in den direkten 
Austausch mit Stadtpolitiker*innen kom-
men. Jugendliche wurden selbst aktiv und 
formulierten mit fachlicher Unterstützung 
ihre Bedarfe, Sichtweisen, Erwartungen und 
Forderungen nach einer (geschlechter-) ge-
rechteren Stadtgesellschaft. Dabei wählten 
sie in der Darstellung und Kommunikation 
mit den Politiker*innen jene Medien, die in 

ihrem Alltag eine großen Anteil haben: Pod
cast, Handyclip, Musik und Tanz. Ergänzt 
wurde dies durch eine Online-Umfrage und 
Straßeninterviews.

Der Startschuss fiel anlässlich der Kom-
munalwahlen 2020, als der Stadtjugend-
ring Augsburg das Thema „Geschlechter-
gerechtigkeit“ zu einem der Prüfsteine für 
die Kommunalwahl erhob. So entstand 
die Projektgruppe „Geschlechtertalk“ aus 
Vertreter*innen von Jugendverbänden und 
Mitarbeiter*innen aus Einrichtungen der 
Offenen Jugendarbeit. Ihr gemeinsames 
Ziel: die Förderung einer subjektbezogenen 
Jugendarbeit, die Jugendliche befähigt, in 
Aushandlungs- und Beteiligungsprozessen 
aktiv einzutreten und sie Selbstwirksamkeit 
erleben lässt.  

Im ersten Geschlechtertalk im März 
2020 stellten Jugendliche diesen den 
Vertreter*innen der Kommunalpolitik vor. 
In Diskussionsforen zu „(Alltags-) Rassis-
mus)“, “Sexismus“ und „Queer“ erfolgte 
ein erster Aushandlungsprozess zwischen 
Politik und Jugend. Am Ende verabschie-
deten die über sechzig Teilnehmenden ge-
meinsame Forderungen an die Stadtpolitik, 
von „Gremien diverser besetzen“, über ein 
„Queeres Jugendhaus“ bis hin zur Förderung 
einer geschlechtergerechteren Pädagogik in 
KiTa, Schule u.s.w.

Die Arbeit der Projektgruppe setzte sich 
fort, weitere Fachgruppen wurden inter-
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viewt. Es wurden „Handlungsempfehlun-
gen“ verfasst, die von der Vollversammlung 
des SJR Augsburg verabschiedet und im An-
schluss den neu gewählten Stadträt*innen 
übergeben wurden. 

Als die Pandemie 2021 ein kleines Fenster 
für Präsenzveranstaltungen öffnete, ergriff 
die Projektgruppe die Chance und lud zum 
„Geschlechtertalk 2.0“. In einer Open-Air-
Veranstaltung mit künstlerischen Acts und 
zahlreichen Table-Talk-Runden tauschten 
sich Stadträt*innen und Jugendliche wieder 
zu ihren Forderungen für eine geschlechter-
gerechtere Stadtgesellschaft aus. 

In den kleineren Gruppen standen die 
authentischen Beiträge von jungen Men-
schen im Zentrum. Am Ende durfte jede*r 
Politiker*in sich zum/zur „Paten*in“ einer 
der Forderungen machen. Und damit nichts 
in Vergessenheit geriet, wurde dies auf ei-
nem Polaroidbild festgehalten.

Nun ist Augsburg, Heimat von über 151.000 
Frauen (50,5%) und von 141.000 Menschen 
mit sogenanntem Migrationshintergrund 
(47,1%), noch auf einem (langen) Weg zu 
noch mehr Geschlechtergerechtigkeit, die 
Projektgruppe und der SJR Augsburg lassen 
aber nicht locker. 

Das nächste Projekt steckt in den Start-
löchern, ein interaktiver Stadtplan: „Aux – 
Save and secure? Use your voice“. Hier kön-
nen Jugendliche Pins in einer Online-Map 
auf jene Orte setzen, an denen es in Augs-
burg in Bezug auf Geschlechtergerechtigkeit 
noch nicht rund läuft. „An welchen Orten 
fühlst du dich nicht sicher? Wo wünschst 
du dir Veränderungen? Map your needs! - 
markiere und kommentiere die Plätze in der 
Stadt, die Du verändern willst.“ 

„Geschlechtertalk“ ist finanziert aus Mit-
teln des Bundesprogramms Demokratie le-
ben!

Geschlechtertalk 2.0 am 09.07.2021  ·  v.l.n.r: Moderator*innen: Becki Grün, Julian Engel; 
Interviewgäste: Kathi Roeb, BR-Puls, 2. Bürgermeisterin Martina Wild

by Andreas Keilholz
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Die in der Projektgruppe aktiven 
Gruppen und ihre Beweggründe

Der SJR – 
Offene Jugendarbeit
Die OJA bietet Jugend-
lichen nicht nur einen 

Ort zum Sein und Mitgestalten, sondern ist 
auch das Sprachrohr jugendlicher Bedürf-
nisse und Wünsche. OJA schafft Freiräume 
und stärkt die jugendliche Selbstbestimmung 
durch ein vielfältiges und offenes Angebot so-
wie Partizipationsmöglichkeiten. Außerdem 
bekommen junge Menschen durch die offene 
Gestaltungsmöglichkeit die Chance, ihre Rolle 
außerhalb von Schule und Familie zu finden 
und ihre Zukunft eigenverantwortlich mitzu-
gestalten. 

Offene Jugendarbeit stärkt Utopien und 
fordert zugleich den Realitätscheck. OJA setzt 
Grenzen, zeigt aber zugleich die Wichtigkeit 

auf, jene stets zu hinterfragen und fördert Ju-
gendliche in demokratischen Aushandlungs-
prozessen. Sie bietet eine Plattform für po-
litische Forderungen, fördert den Austausch 
mit Andersdenkenden und hilft bei der Ver-
netzung und Suche nach Verbündeten. 

OJA stellt sich klar gegen (Alltags-)Ras-
sismus, Sexismus, rassistische Äußerungen 
gegen Sinti*zze und Rom*ja, Antisemitismus 
und Islamophobie sowie alle anderen Arten 
von Diskriminierung und bietet gleichzeitig 
Raum, um darüber zu sprechen, sich selbst zu 
reflektieren und miteinander für mehr Tole-
ranz zu sensibilisieren. 

Kinder und Jugendliche setzten sich ver-
mehrt mit Geschlechtergerechtigkeit und 
–vielfalt auseinander und sind zunehmend 
für Sexismus und Diskriminierung sensibi-
lisiert. Während einer Diskussion innerhalb 
des offenen Betriebs wurde die Frage, wie 
viele Geschlechter es eigentlich gebe, so be-

Stadtjugendring Augsburg (SJR) des Bayerischen Jugendrings K. d. ö. R. 
hat per Satzung den Auftrag, die Interessen der Kinder und Jugendlichen zu 
vertreten. In dieser Funktion setzt er sich auch politisch für die Belange jun-

ger Menschen ein. In seinen Gremien, der Vollversammlung und dem Vorstand, wird immer 
wieder Stellung zu tagesaktuellen Themen der Politik oder zu gesellschaftlichen Stimmungen 
bezogen. Durch Beteiligung an der Bauleit- und Jugendhilfeplanung sowie Sitz und Stimme im 
Jugendhilfeausschuss des Stadtrats nimmt der SJR außerdem Einfluss auf die politische Mei-
nungsbildung.

Der SJR ist die Arbeitsgemeinschaft der Jugendorganisationen der Stadt. Er vertritt rund 
vierzig Jugendverbände, ist deren Fachberatungsstelle und berät diese bei allen finanziellen 
und organisatorischen Fragen. Der SJR ist außerdem Bildungsträger, Träger von Einrichtun-
gen der Offenen Jugendarbeit und Anbieter von Freizeitangeboten. Zurzeit betreut der Stadt-
jugendring Augsburg zehn Einrichtungen und verschiedene Treffs. Darüber hinaus sind die 
Mitarbeiter*innen im Bereich der aufsuchenden Arbeit an allen jugendrelevanten Orten der 
Stadt aktiv. In der Schülerbetreuung ist der Stadtjugendring derzeit an fünf Schulen tätig,

 
SJR – Verbandsservice
Dem Verbandsservice obliegen die Fachberatung der Jugendorgani-
sationen sowie der darin Tätigen. Gleichzeitig trägt der Verbandsser-

vice die Verantwortung für die Weiterentwicklung der Jugendverbandsarbeit für Augsburg. 
Rechtsgrundlage sind die §§ 11, 12, 73, 74 SGB VIII.

TRÄGER
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antwortet: „Alle oder keines!“ Es drängt sich 
die Aussage auf, dass gerade im Jugendalter 
die Frage nach sexueller Orientierung und 
bestehenden Geschlechterstereotypen eine 
Herausforderung ist. Doch jene, welche sich 
als Teil der Community oder Allie mit dem 
Thema auseinandersetzen, wissen, dass das 
heteronormative und binäre Geschlechter-
system in allen Lebenslagen eine Rolle spielt 
und zu Diskriminierung führen kann. Die 
Thematik über die Jugendhäuser hinaus, di-
rekt an die Politik heranzutragen, untermalt 
mit Kunst und Gestaltung zum Thema ‚Em-
powerment‘, war nicht nur eine Chance für 
die Jugendlichen, sondern auch für alle, die 
der Thematik offen gegenüberstehen, aber im 
Alltag kaum Berührungspunkte damit haben. 

J-GCL – Jugendverbände der 
Gemeinschaft Christlichen 
Lebens

Die J-GCL sind demokratisch 
organisierte Schüler*innenverbände und en-
gagieren sich da, wo Jugendliche wahrschein-
lich mit am meisten Zeit verbringen – an der 
Schule. J-GCLer*innen gestalten Schule, in-
dem sie Angebote wie beispielsweise Schul-
hausübernachtung, Bastelnachmittage oder 
regelmäßige Gruppenstunden für jüngere 
Schüler*innen organisieren. Das besonde-
re an der J-GCL Augsburg? Wir haben eine 
Fachstelle für Jungen*pädagogik, Manresa.

In den J-GCL ist Geschlechtergerechtig-
keit, die Reflexion von Gender und Sexuali-
tät, sowie das Aufbrechen von Vorurteilen, 
Normen und Erwartungen in Bezug auf Ge-
schlecht ein Kernthema. Immer wieder gibt 
es verschiedene Angebote dazu – sei es auf 
unserer Jugendleitungsschulung, aber auch 
auf einem eigenen Wochenende. Dieses En-
gagement, unsere Expertise, Forderungen 
und Wünsche für eine geschlechtergerechte 
Stadt möchten wir über die Projektgruppe 
auch in der Stadt Augsburg einbringen. 

Pfadfinderinnenschaft 
St. Georg – PSG
Die PSG ist ein katholischer 
Mädchenverband und hat ihre 

Wurzeln in der internationalen Pfadfinderin-
nenbewegung. Die PSG ist offen für alle Mäd-
chen und Frauen, die Lust auf Pfadfinderei 
haben, unabhängig von ihrer Herkunft und 
Religion. Sie bietet Mädchen in altersspezifi-
schen Gruppen, organisiert in sogenannten 
Stämmen und offenen Treffs, Räume, sich 
selbst zu entfalten und die Möglichkeit, sich 
zu selbständigen, mündigen Frauen zu ent-
wickeln.

Der Geschlechtertalk 2.0 gab uns die Mög-
lichkeit, unsere Themen in die kommunal-
politische Diskussion mit einzubringen. Die 
Themen, die uns als Pfadfinderinnen wichtig 
waren, sind u. a. keine sexistische Werbung 
auf öffentlichen Werbeflächen, Erweiterung 
der Möglichkeiten, (bei Dunkelheit) sicher 
nach Hause zu gelangen und flächende-
ckende sexuelle Bildung von externen Fach-
kräften an allen weiterführenden Schulen. 
Es war uns wichtig, unsere Anliegen mit 
Kommunalpolitiker*innen live zu diskutie-
ren und weiterzuentwickeln.

Queerbeet 
Augsburg e.V.
Queerbeet Augsburg ist 

eine Jugendgruppe für LGBTTIQ+ Jugendli-
che zwischen 14 und 27 Jahren aus Augsburg 
und Umgebung. Neben Gruppenabenden, die 
kreativ, präventiv oder aber entspannend 
sind, bietet Queerbeet auch das Schulprojekt 
an. Das Schulprojekt wurde ins Leben geru-
fen, um an Schulen für Toleranz und Akzep-
tanz gegenüber verschiedenen sexuellen Ori-
entierungen zu werben. Zusätzlich sollen ein 
Abbau von Vorurteilen und die Aufklärung 
über Homo-, Bi-, Trans- und Intersexualität 
erfolgen. Mittlerweile ist der Verein nicht 
nur an Schulen unterwegs, sondern hält auch 
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Workshops für Eltern, Fach- und Lehrkräfte 
und Unternehmen.

Geschlechtsidentitäten sowie Sexuelle 
Identitäten sind ein großes Thema im Ver-
ein. Hierzu zählt auch der Aspekt der Ge-
schlechtergerechtigkeit. Sowohl in der Grup-
pe als auch bei den Workshops merkt man 
immer wieder, dass das Thema Geschlechter-
gerechtigkeit die Jugendlichen viel beschäf-
tigt, und wir wollen in dieser Projektgruppe 
unsere Stimme nutzen und die Forderungen, 
die an uns herangetragen werden, an die 
Stadt Augsburg weitergeben, um weiterhin 
im politischen Diskurs zu bleiben. 

Warum ist (kommunal-) politi-
sches Engagement für unsere 
Jugendlichen / unsere Einrich-
tung/unseren Verband wichtig?

Der Austausch mit politischen Akteur*innen 
und gesellschaftspolitische Partizipation sind 
Teil der Offenen Jugendarbeit des Stadtju-
gendrings, wobei Jugendlichen die Teilha-
bemöglichkeiten in der Kommune verdeutli-
chen werden. Von Politikverdrossenheit der 
Jugend kann keine Rede mehr sein. Gerade 
durch die sozialen Medien, werden Jugendli-
che täglich mit gesellschaftspolitischen The-
men konfrontiert. Die OJA bietet Orte, sich 
kritisch mit den Themen und deren Darstel-
lung auseinanderzusetzen und zeigt auf, dass 
es neben dem bloßen Konsum auch Möglich-
keiten gibt, selbst aktiv zu werden. Sowohl 
durch Partizipationsmöglichkeiten im Haus 

als auch durch größere Veranstaltungen kön-
nen Jugendliche Selbstwirksamkeit erleben.
Aus der Sicht der J-GCL ist (kommunal-) po-
litisches Engagement gerade für Jugendliche 
und Verbände so wichtig, da so direkt Bedürf-
nisse und Forderungen von Jugendlichen in 
die Diskussion eingebracht werden können. 
So haben Jugendliche die Möglichkeit, ihre 
Kommune/Stadt mitzuerleben und erfahren/
erleben ganz konkret, was Demokratie heißt. 

Die parteiliche Mädchenarbeit der PSG 
ist nicht nur pädagogisches, sondern im-
mer auch politisches Handeln. Die Absicht 
ist, die Auseinandersetzung mit Geschlech-
terrollen in dieser Gesellschaft zu fördern 
und Benachteiligungen entgegenzuwirken. 
Deswegen setzt sich die PSG öffentlich für 
eine Gleichstellung ein. Der Geschlechter-
talk bietet die Chance, kommunalpolitisches 
Handeln als direktes Übungsfeld auch für 
Jugendliche zu nutzen, damit sie in dieses 
Handlungsfeld hineinwachsen können.

Für Queerbeet sind die Jugendlichen 
die Erwachsenen von morgen, die unsere 
Stadtgesellschaft jetzt schon durch die un-
terschiedlichsten Aktionen, wie den IDAHIT 
oder den CSD, deutlich prägen. Jugendliche 
haben erfahren, dass sie eine Stimme ha-
ben, die auch gehört wird und sie somit ihre 
Bedürfnisse kommunizieren können. Öf-
fentlichkeitsarbeit ist ein großer Bestand-
teil unserer queeren Jugendgruppe, denn 
so können wir Akzeptanz fördern, auf das 
Thema aufmerksam machen und auf etwaige 
Probleme hinweisen.

FRANK BRÜTTING, Dipl. Soz.päd., Social Justice und Diversity Trainer, e-Trainer und seit 2001 Verbandskoor-
dinator im SJR Augsburg. Dort u. a. zuständig für die Aus- und Fortbildung von Jugendleiter*innen sowie der 
Vernetzung und Weiterentwicklung der verbandlichen Jugendarbeit.
ANNA ECKART, B.A. Soziale Arbeit, Pädagogische Mitarbeiterin Jugendtreff Südstern, SJR-OJA
SUSANNE FELDMANN, B. A. Erziehungswissenschaften,  Pädagogische Mitarbeiterin Jugendtreff Cafe Unfug
FABIENNE KÜNDGEN, Studentin, Vorständin Queerbeet Augsburg e. V. – Vorstandsbeisitzerin SJR Augsburg
MAIKE SCHMIDT, BA Soziale Arbeit, Geschäftsführende Bildungsreferentin, J-GCL Augsburg
SOPHIA VOGEL, Dipl. Päd., Bildungsreferentin, PSG Augsburg

AUTORIN*INNEN UND AKTIVE DER PROJEKTGRUPPE



52    Offene Jugendarbeit   02  | 2022

Seit dem 1. Januar 2022 bin ich neuer Ge-
schäftsführer der Arbeitsgemeinschaft Ju-
gendfreizeitstätten Baden-Württemberg e.V. 
Hiermit möchte ich mich vorstellen – mein 
Name: Torsten Hofmann.

Die Offene Kinder- und Jugendarbeit 
begleitet mich bereits mein ganzes berufli-

ches Leben. 1999 habe ich mein Anerken-
nungsjahr zum Erzieher bereits in diesem 
Arbeitsfeld bei der Stuttgarter Jugendhaus 
Gesellschaft absolvieren dürfen. Bis heu-
te empfinde ich die Arbeit in Kinder- und 
Jugendhäusern als einen der wertvolls-
ten und schönsten Berufe, die es gibt. 
So war es nach Koordinationsaufgaben und 
Vernetzungs- und Sozialraumarbeit nur 
folgerichtig, selbst ein Kinder- und Jugend-
haus zu leiten. Die nächste berufliche Sta
tion war dann das kommunale Jugendre-
ferat in Albstadt, bei dem ich die politische 
Arbeit und die Kinder- und Jugendbeteili-
gung intensiver kennenlernen durfte. Dabei 
war natürlich der Austausch mit der AGJF 
immer ein wichtiger Teil meiner Arbeit.

Die AGJF ist seit Jahren in so vielen 
wichtigen Arbeitsfeldern tätig. Dank mei- 
ner Vorgänger Ecke Ensslen-Holl und 
Martin Bachhofer ist die AGJF für 
weitreichende Entwicklungen maßgeblich 
mit verantwortlich: Die Gründungen der 
Bundesarbeitsgemeinschaft Offene Kinder- 
und Jugendeinrichtungen e.V. (BAG OKJE), 
die Landesarbeitsgemeinschaft Offene Ju-
gendbildung Baden-Württemberg (LAGO) 
oder die Akademie der Jugendarbeit Ba-
den-Württemberg sind maßgeblich auf die 
AGJF zurückzuführen. Deshalb ist mir die 
Zusammenarbeit und die Netzwerkarbeit 
besonders wichtig, da man nur gemeinsam 
so viel erreichen kann.

Innerhalb der ersten Monate konnte ich 
mich in so viele neue und bekannte Auf-
gaben einarbeiten. Ob es die internatio-
nalen Projekte zum Thema Beratung und 
Wissen sind, die politische Arbeit auf Lan-
desebene, Projekte wie die Integrations

Neuer Geschäftsführer der AGJF BW e. V.

FOTOGR AFIN:
Gerti Ginster-Hasse
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offensive oder die Zusammenarbeit mit 
den anderen Landesorganisationen, all das 
bringt uns inhaltlich und qualitativ weiter. 
Mir liegen dabei besonders der Austausch 
mit der Basis, sowie die gemeinsamen 
Projekte mit den Universitäten, Ausbil-
dungsstätten und Wissenschaftler*innen 
am Herzen. Ebenso wichtig ist es mir, 
Mitarbeiter*innen für das Arbeitsfeld zu 
begeistern und zu halten. 

Was beschäftigt mich derzeit und was 
steht alles an? Aktuell befasse ich mich in-
haltlich mit der SGB VIII – Reform und der 
daraus resultierenden Überarbeitung des 
LKJHGs. Hier möchten die AGJF und ich 
erreichen, dass die Offene Kinder- und Ju-
gendarbeit fest verankert und nicht mehr 
fälschlicherweise als freiwillige Aufgabe 
wahrgenommen wird. Dafür ist ein intensi-
ver Austausch mit der Politik, den kommu-
nalen Spitzenverbänden und natürlich mit 
den Mitarbeiter*innen vor Ort wichtig.

Ein weiteres wichtiges Arbeitsfeld ist der 
Fachkräftemangel und die Qualitätssiche-
rung in unserem Arbeitsfeld. Gemeinsam 
mit anderen Landesverbänden wird die 
AGJF einen Antrag im Rahmen des Master-
plans einreichen. An Modellstandorten sol-
len neue Wege ausprobiert werden und mul-

tiprofessionelle Teams an den Start gehen. 
Wissenschaftlich begleitet, sollen die The-
men Personalmangel, Nachqualifizierung 
und Qualitätsstandards bearbeitet werden.

Mit regionalen Angeboten wird die Ge-
schäftsstelle dieses Jahr wieder mehr vor 
Ort sein. Die bewährten Zukunftskonfe-
renzen werden dieses Jahr mit dem Thema 
Inklusion an verschiedenen Orten in Baden-
Württemberg mit den Fachkräften vor Ort 
in einen Dialog treten. Wenn die Ressourcen 
ausreichen, werden weitere Formate entwi-
ckelt, damit die AGJF regionaler präsent 
und vor Ort sein kann. Damit wollen wir die 
Mitarbeiter*innen vor Ort unterstützen und 
das Arbeitsfeld sichtbarer machen.

Ebenso werden weiterhin digitale Aus
tauschformate angeboten. Themen, die 
uns alle beschäftigen, werden mit Fach-
referent*innen in digitalen Onlineformaten 
bearbeitet. Damit können wir mehr Men-
schen an der Basis erreichen. Besonders 
beindruckt hat mich an dem Format die rege 
Teilnahme und die Begeisterung der Quali-
tät auch über unser Arbeitsfeld hinaus.

Ich freue mich sehr auf die vor mir liegen-
den Aufgaben und auf schöne, spannende 
und interessante Begegnungen mit vielen 
Menschen.
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„Meine 2. Heimat das Juze“ – Die Informationsbroschüre der AGJF zu den Grundsätzen und Leistungen 
der Offenen Kinder- und Jugendarbeit. Sie ist gedacht für Fachkräfte, die ihre Arbeit darstellen wollen 
(oder müssen) und für interessierte Laien, die sich über die Offene Kinder- und Jugendarbeit informieren 
wollen. Erhältlich als Download unter https://agjf.de/files/cto_layout/Material/Puplikationen/AGJF-
zweite-Heimat-web.pdf oder als kostenlose Druckversion bei der AGJF Geschäftsstelle.

„Selbstdarstellung“ der AGJF
Download unter http://agjf.de/files/cto_layout/Material/Puplikationen-agjf/Selbstdarstellung-web.pdf

Anzeige

https://agjf.de/files/cto_layout/Material/Puplikationen/AGJF-zweite-Heimat-web.pdf
https://agjf.de/files/cto_layout/Material/Puplikationen/AGJF-zweite-Heimat-web.pdf
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Die Herausgabe der Zeitschrift wird finanziell gefördert durch das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend.
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